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Nr. 92 Gebetsmeinungen des Heiligen Vaters für 2022  

 

JANUAR: Für echte menschliche Brüderlichkeit 

Wir beten für alle, die unter religiöser Diskriminierung und Verfolgung leiden; ihre persönlichen 

Rechte mögen anerkannt und ihre Würde geachtet werden, weil wir alle Schwestern und Brüder 

einer einzigen Familie sind.  
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FEBRUAR: Für die Frauen des geweihten Lebens 

Wir beten für alle Frauen des geweihten Lebens, dankbar für ihre Sendung und ihren Mut, neue 

Antworten auf die Herausforderungen unserer Zeit zu suchen und zu finden.  
 

MÄRZ: Für christliche Antworten auf bioethische Herausforderungen 

Wir beten für Christen, die vor bioethischen Herausforderungen stehen, dass sie weiterhin die 

Würde allen menschlichen Lebens durch Gebet und Handeln verteidigen.  
 

APRIL: Für alle im Gesundheitswesen Tätigen  

Wir beten für alle, die im Gesundheitswesen arbeiten und den Kranken und den älteren 

Menschen besonders in den ärmsten Ländern dienen; die Regierungen und lokalen 

Gemeinden mögen sie adäquat unterstützen.  
 

MAI: Für gläubige junge Menschen  

Wir beten für alle jungen Menschen, die ja zu einem Leben in Fülle berufen sind; am Beispiel 

Marias mögen sie hören lernen, gutes Unterscheiden, Mut zum Glauben und Bereitschaft zum 

Dienen.  

 

JUNI: Für die Familien  

Wir beten um christliche Familien, dass sie in bedingungsloser Liebe wachsen und sich im Alltag 

ihres Lebens heiligen.  
 

JULI: Für die älteren Menschen 

Wir beten für die älteren Menschen; möge ihre Erfahrung und Weisheit jungen Menschen helfen, 

mit Hoffnung und Verantwortung in die Zukunft zu schauen.  

 

AUGUST: Für kleine Unternehmen  

Wir beten für kleine und mittlere Unternehmen, dass sie inmitten der ökonomischen und 

sozialen Krisen Wege finden, zu überleben, voranzuschreiten und weiter ihren Gemeinden zu 

dienen.  
 

SEPTEMBER: Für die Abschaffung der Todesstrafe  

Wir beten, dass die Todesstrafe in allen Ländern gesetzlich abgeschafft werde, weil sie die Würde 

jeder menschlichen Person verletzt. 

 

OKTOBER: Für eine allen offene Kirche  

Wir beten für eine Kirche, die treu und mutig das Evangelium verkündet, eine solidarische 

Gemeinschaft ist, jeden willkommen heißt und in einer Atmosphäre der Synodalität lebt.  

 

NOVEMBER: Für leidende Kinder  

Wir beten für leidende, besonders für obdachlose Kinder, für Waisen und Opfer bewaffneter 

Konflikte, um Zugang zu Bildung und die Möglichkeit, Zuneigung in einer Familie zu erfahren.  
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DEZEMBER: Für Freiwillige in Non‐Profit‐Organisationen  

Wir beten, dass Non‐Profit‐Organisationen im Bemühen um menschliche Entwicklung, 

Menschen finden, denen das Gemeinwohl ein Anliegen ist und die unermüdlich auf der Suche 

nach internationaler Zusammenarbeit sind.  

 

Nr. 93 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Adveniat-Aktion 2021 

 

Liebe Schwestern und Brüder, 

 

Lateinamerika ist die am härtesten von der Corona-Pandemie betroffene Weltregion. Die Corona-

Krise und ihre Folgen bestimmen das Leben der Menschen in durchgreifender Weise. Vor allem die 

Situation der Armen hat sich verschlechtert, viele erleiden große Not. 
 

Doch es gibt auch Zeichen der Hoffnung: Zahlreiche Pfarrgemeinden, Ordensgemeinschaften und 

kirchliche Gruppen in ganz Lateinamerika und der Karibik stellen sich dem wachsenden Elend 

entgegen. Sie nehmen sich der Menschen an und helfen, wo immer dies möglich ist. Sie lindern 

akute Not, schenken Kranken und Trauernden Beistand, schaffen Existenzgrundlagen und 

kümmern sich um die Schwächsten: Kinder, Jugendliche, Frauen und Familien. 
 

Adveniat hat seine diesjährige Weihnachtsaktion unter das Thema „ÜberLeben in der Stadt“ gestellt. 

Die Aktion präsentiert Beispiele der vielfältigen Hilfe, die vor Ort geleistet wird. Seit mehr als 60 

Jahren steht Adveniat an der Seite der Ärmsten. Die Weihnachtskollekte in den Gottesdiensten und 

die Spenden sind das Fundament der Arbeit. 
 

Wir bitten Sie um eine großzügige Spende bei der Adveniat-Weihnachtskollekte. Ihre Gabe ist ein 

Hoffnungszeichen für viele Menschen in Lateinamerika und der Karibik. Bleiben Sie den Menschen 

in Not und Armut verbunden, nicht zuletzt im Gebet! 
 

Fulda, den 23.09.2021  

Für das Bistum Görlitz    gez. + Wolfgang Ipolt  

        Bischof  
 

Dieser Aufruf soll am 3. Adventssonntag, dem 12. Dezember 2021, in allen Gottesdiensten (auch am 

Vorabend) verlesen und den Gemeinden zudem in geeigneter anderer Weise zur Kenntnis gebracht werden. 

Die Kollekte, die am Heiligabend und am 1. Weihnachtstag (24./25.Dezember) in allen Gottesdiensten, 

auch in den Kinderkrippenfeiern, gehalten wird, ist ausschließlich für den Bischöfliche Aktion Adveniat e.V. 

bestimmt. 
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Nr. 94 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Aktion Dreikönigssingen  

 

Liebe Kinder und Jugendliche,  

liebe Begleiterinnen und Begleiter in Gemeinden, Gruppen und Verbänden, 

liebe Schwestern und Brüder! 
 

Im Januar 2022 werden die Sternsinger wieder zu den Menschen gesandt, um den Segen zu 

bringen. Ihr Motto ist aktueller denn je: „Gesund werden – gesund bleiben. Ein Kinderrecht 

weltweit“. 
 

In den letzten Jahren ist besonders deutlich geworden, wie wichtig die Gesundheit ist. Wir sind 

dankbar, in einem Land zu leben, in dem die Allermeisten gut versorgt werden. In Ländern, die von 

Armut geprägt sind, können sich hingegen viele Eltern eine gute medizinische Versorgung ihrer 

Kinder nicht leisten. Der nächste Arzt und das nächste Krankenhaus sind oft weit entfernt. Nicht 

selten sind es die Projektpartner der Sternsinger, die helfen: Sie kümmern sich um verletzte Kinder, 

bringen Medikamente und medizinische Fachkräfte in entlegene Gegenden und fördern Kinder mit 

Behinderung. Sie unterstützen die Vorsorge und zeigen jungen Menschen, wie man sich vor 

Unfällen und Infektionskrankheiten schützt. 
 

Das Plakatfoto zur Aktion Dreikönigssingen 2022 entstand im Südsudan. Es zeigt den fünfjährigen 

Benson, der nach einem Sturz vom Mangobaum operiert werden musste. Möglich war das, weil 

seine Mutter ihn ins Daniel-Comboni-Krankenhaus in der Stadt Wau bringen konnte. Die Klinik 

wird von den Sternsingern unterstützt. Sie ist ein Segen für die Menschen im Südsudan. 
 

In Hilfsprojekten weltweit wird der Segen der Sternsinger konkret. Für uns ist ihr Segen an den 

Türen ein Zeichen der Hoffnung auf einen Gott, der uns trägt und behütet. Diese Zusage fasst der 

Leittext zur kommenden Sternsingeraktion, der Psalm 91, in Worte: „Wer im Schutz des Höchsten 

wohnt, der ruht im Schatten des Allmächtigen“ (Ps 91,1). 
 

Wir alle dürfen uns auf die Königinnen und Könige freuen, die von der Krippe zu den Menschen 

gehen. Mit den Sternsingern und unter ihrem Segen für unsere Häuser und Wohnungen gehen 

wir in das neue Jahr, das Menschen weltweit voller Hoffnung erwarten.  
 

Fulda, den 23.09.2021  

Für das Bistum Görlitz    gez. + Wolfgang Ipolt  

       Bischof  
 

Der Aufruf soll den Gemeinden in geeigneter Weise zur Kenntnis gegeben werden. 

Der Ertrag der Aktion Dreikönigssingen (Sternsingeraktion) ist ohne Abzüge an das Kindermissionswerk 

‚Die Sternsinger‘ weiterzuleiten. 

 

 

 



5 

Nr. 95 Richtlinien für Hilfen aus dem bischöflichen Fonds für werdende 

Mütter und Väter in Not- und Konfliktsituationen – nachstehend 

bischöflicher Fonds genannt 

 

Gemeinsam mit der Rahmenkonzeption für die Arbeit katholischer Schwangerschafts-

beratungsstellen „Ja zum Leben“ (Oktober 2000) bilden die Bischöflichen Richtlinien für die 

katholische Schwangerschaftsberatung (Fassung vom September 2000) die konzeptionelle 

Grundlage für die Beratungsarbeit. Danach sind die Gewährung und Vermittlung von Hilfen für 

Schwangere, Mütter/Väter und Kinder, die ein Leben mit dem Kind erleichtern, integrativer 

Bestandteil der Beratungstätigkeit.  

Diesem Grundsatz folgt die Gewährung von Hilfen aus den Mitteln des bischöflichen Fonds. Der 

bischöfliche Fonds wird beim Bistum als Sondervermögen geführt und durch das Bischöfliche 

Ordinariat verwaltet.  

Die Vergabe der Mittel aus dem bischöflichen Fonds erfolgt eingebettet in einen Beratungsprozess, 

der eine nachhaltige Verbesserung der Situation der Ratsuchenden zum Ziel hat. Die 

Beratungsfachkräfte prüfen zuvor, inwieweit andere vorhandene Hilfsmöglichkeiten und 

Leistungen ausgeschöpft worden sind. 
 

I. Kriterien zur Vergabe der Mittel 
 

1) Die Konflikt- oder Notsituation steht im Zusammenhang mit einer Schwangerschaft oder 

der Geburt eines Kindes (bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres). 

2) Die Situation erscheint ohne den Einsatz besonderer kirchlicher Mittel als schwerwiegend 

und belastend und die Notsituation kann durch eine finanzielle Unterstützung überwunden 

oder abgemildert werden. 

3) Die Hilfe erleichtert das Leben mit dem Kind und/oder stabilisiert das vorhandene 

Familiensystem. 

4) Die kirchliche Hilfe ist nachrangig. 

5) Bei der Festsetzung der Hilfe sind die persönlichen Bedürfnisse entscheidend. 

6) Die Gewährung der Unterstützung ermöglicht eine schnelle unbürokratische Hilfe im 

Zusammenhang mit dem Angebot von weitergehender Beratung, um die Notsituation 

nachhaltig zu lindern. 

7) Die Mittel sind individuelle Zuschüsse an Einzelpersonen oder Familien. 

8) Der Verwendungszweck wird konkret benannt und entspricht den rechtlichen und ethischen 

Vorgaben der katholischen Kirche. 

9) Es besteht kein rechtlicher Anspruch auf die Unterstützung aus dem bischöflichen Fonds. 

 

II. Höhe des Zuschusses 
 

1) Die Beraterinnen können nach eingehender Prüfung des Falles anhand der unter I. 

genannten Kriterien einen Zuschuss über den bischöflichen Fonds in Höhe von bis zu 250 

€ je Einzelfall gewähren.  
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2) Unterstützungen, die diesen Betrag übersteigen, bedürfen einer Genehmigung durch zwei 

Mitarbeitende aus den Fachreferaten Schwangerschaftsberatung und Ehe-, Familien- und 

Lebensberatung/Kinder-/Jugend-/Familienhilfe. Dafür stellt die Beratungskraft den 

Fachreferentinnen/Fachreferenten eine anonymisierte Fallbeschreibung zur Verfügung, 

anhand derer die Notwendigkeit der beantragten Hilfe beurteilt wird.  

3) Der Richtwert für die Höchstgrenze gewährter Mittel beträgt 5.000 € pro Jahr in der 

Gesamtsumme aller Beratungsstellen. Bedingt durch besondere Einzelfälle nach Absatz 2 

kann es zur Überschreitung dieses Richtwertes kommen. Eine Überschreitung des 

Richtwertes ist im Vorfeld mit der Finanzabteilung des Bischöflichen Ordinariates 

abzustimmen. 

 

III. Auszahlungs- und Abrechnungsverfahren  
 

1) Die Auszahlung der Mittel wird von der Beratungsstelle quittiert und die Verwendung der Mittel 

mit Zahlungsbelegen nachgewiesen, welche nach handelsrechtlichen Vorgaben aufbewahrt 

werden (i.d.R. 10 Jahre). Die Quittung enthält die Zuordnungsnummer gemäß der 

Abrechnungsübersicht. 

2) Die bewilligten Mittel werden zunächst durch den Caritasverband der Diözese Görlitz e.V. 

verauslagt. Die Abrechnung der Auslagen erfolgt jährlich zu Jahresbeginn für das Vorjahr und 

soll zum 31.01. abgeschlossen werden. Die Beratungsstelle erstellt dazu eine Übersicht, die sie 

über das Referat Kinder-/ Jugend-/ Familienhilfe im Diözesancaritasverband an das Bischöfliche 

Ordinariat in Görlitz weiterleitet. Auf der Grundlage dieser Abrechnung und nach Prüfung durch 

die Finanzabteilung des Bischöflichen Ordinariates erfolgt die Auszahlung der Mittel aus dem 

bischöflichen Fonds an den Caritasverband der Diözese Görlitz e.V. 
 

3) Die Abrechnungsübersicht enthält: 

a. Datum der Auszahlung, 

b. eine anonymisierte Zuordnungs-Nummer des Empfängers (Aktenzeichen o.ä.), die 

mindestens 1 Jahr nach Abrechnung die namentliche Zuordnung für die Beratungsstelle 

ermöglicht, 

c. den konkreten Verwendungszweck gemäß Kriterium I.8, 

d. den Auszahlungsbetrag. 

Diese Richtlinie tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft.  

Az: 390/2021 
 

Görlitz, 09. August 2021 
 

 L.S. 

gez. + Wolfgang Ipolt 

               Bischof 

   gez. Joachim Baensch 

                 Kanzler 
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Nr. 96 Dekret zur Änderung der Besoldungs- und Versorgungsordnung für 

Priester im Bistum Görlitz vom 10. Januar 2003 

 

Anlage 6 Punkt 6.3 zur Besoldungs- und Versorgungsordnung für Priester im Bistum Görlitz wird 

wie folgt geändert: 
 

6.3 Betriebskosten 
 

Als pauschale Betriebskosten sind monatlich zu erstatten: 

a) Heizung und Warmwasser 3,20 €/ m², 

b) Heizung ohne Warmwasser 2,88 €/ m², 

c) Frischwasser/ Abwasser 19,00 €, 

d) Elektroenergie 49,00 €, 

e) sonstige Betriebskosten 0,60 €/ m² 
 

Diese Änderung tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft. 
 

Görlitz, den 10. November 2021 

Az. 593/2021 
 

L.S. 

gez. + Wolfgang Ipolt 

Bischof  

gez. Joachim Baensch 
Kanzler 

 

Nr. 97 Dekret zur Inkraftsetzung der Beschlüsse der Bundeskommission 

4/2021 der Arbeitsrechtlichen Kommission zur Änderung der 

Arbeitsvertragsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes (AVR) 

vom 7. Oktober 2021 

 

A. 

Beschlüsse der Bundeskommission 
 

Abschnitt 1: Beschlüsse über Änderungen in den AVR 
 

A.  Angleichung der Weihnachtszuwendung  
 

I. In Anmerkung 2 zu Abschnitt XIV der Anlage 1 AVR („Für das Gebiet der Bundesländer 

Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen sowie 

für den Teil Berlins, in dem das Grundgesetz bis einschließlich 2. Oktober 1990 nicht galt, 

soweit es zu den (Erz-)Bistümern Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, Hamburg und 

Magdeburg gehört…“) wird der Wert 57,50 v. H. ab dem 1. Januar 2022 durch den Wert 

73,50 v. H. ersetzt. 
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II.  Ab dem 1. Januar 2023 werden die beiden Anmerkungen 2, die die RK Ost betreffen 

 („Für das Gebiet der Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-

 Anhalt, Thüringen und Sachsen sowie für den Teil Berlins in dem das Grundgesetz bis 

 einschließlich 2. Oktober 1990 nicht galt, soweit es zu den (Erz-)Bistümern Berlin, Dres-

 den-Meißen, Erfurt, Görlitz, Hamburg und Magdeburg gehört…“; „Für das Gebiet der 

Bundesländer Hamburg, Schleswig-Holstein, sowie für den Teil des Landes Berlin, in dem 

 das Grundgesetz bereits vor dem 3. Oktober 1990 galt, …“), durch eine neue Anmer-

 kung 2 mit folgendem Wortlaut ersetzt: 

 „(RK Ost) 

 Wegen der Festschreibung der Weihnachtszuwendung beträgt abweichend von Abs. d 

 Unterabs. 1 Satz 1 der Bemessungssatz für die Weihnachtszuwendung ab dem 1. Ja-

 nuar 2023 77,51 v. H. Für die Berechnung ist auf die Tabellen des Tarifgebiets West der 

 Regionalkommission Ost abzustellen.“ 
 

III. Die Änderungen treten zum 1. Juli 2021 in Kraft. 
 

B. Anlage 7 zu den AVR  
 

I. Änderungen in der Anlage 7 zu den AVR  
 

Die Anlage 7 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst:  
 

„Anlage 7 Ausbildungsverhältnisse  
 

Teil I. Allgemeiner Teil  
 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) 1Diese Anlage gilt für Schüler, Auszubildende, Praktikanten nach abgelegtem Examen 

und Studenten*. 2Für die besonderen Regelungen finden die einschlägigen Abschnitte 

des Teils II. der Anlage 7 ergänzend Anwendung. 

(2) Soweit in den AVR nichts anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlägigen 

gesetzlichen Vorschriften. 
 

* Nachfolgend einheitlich als Auszubildende bezeichnet. 
 

§ 2 Ausbildungsvertrag 

(1) 1Die Einrichtung als Träger der praktischen Ausbildung schließt mit dem 

Auszubildenden vor Beginn der Ausbildung einen schriftlichen Ausbildungsvertrag. 
2Zum Ausbildungsvertrag wird von der Einrichtung der mit der Schule abgestimmte 

Ausbildungsplan nachgewiesen. 3Der Ausbildungsvertrag muss neben der Bezeichnung 

des Ausbildungsberufs mindestens enthalten Angaben über 

a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden 

 Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung, 

b) Beginn und Dauer der Ausbildung, 

c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit, 
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d) Dauer der Probezeit, 

e) Verpflichtung des Auszubildenden zur Teilnahme an der theoretischen Ausbil-

 dung, 

f) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts, 

g) Dauer des Urlaubs, 

h) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 

i) die Geltung der AVR Caritas sowie einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis 

auf die auf das Ausbildungsverhältnis anzuwendenden Dienstvereinbarungen. 

(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie können 

gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 
 

§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) Der Auszubildende erhält eine monatliche Ausbildungsvergütung nach dem 

jeweiligen Abschnitt in Teil II. der Anlage 7. 

(2) 1Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt Abschnitt X der Anlage 1 

entsprechend. 2Soweit nicht besonders geregelt gelten für die Zulagen und Zuschläge 

sowie Bereitschaftsdienst- und Rufbereitschaftsentgelte die Regelungen, die bei dem 

Träger der praktischen Ausbildung für den Mitarbeiter in dem Beruf gelten, zu dem die 

Ausbildung erfolgt, entsprechend. 3Der Zeitzuschlag für Überstunden beträgt 30 v.H. 

des Stundenentgelts. 

(3) Auszubildende erhalten entweder eine Weihnachtszuwendung nach Abschnitt XIV 

der Anlage 1 sowie ein Urlaubsgeld nach §§ 6 bis 9 der Anlage 14 oder eine 

Jahressonderzahlung nach § 16 der Anlage 31. 

(4) 1Bei der Anwendung dieser Anlage oder anderer Anlagen auf der Grundlage dieser 

Anlage gilt als Stundenentgelt der auf die Stunde entfallende Anteil der jeweiligen 

Ausbildungsvergütung. 2Zur Ermittlung dieses Anteils ist die jeweilige 

Ausbildungsvergütung durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen 

wöchentlichen Ausbildungszeit zu teilen. 
 

§ 4 Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit 

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche 

Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz 

fallen, richten sich nach den für die beim Träger der praktischen Ausbildung in dem 

künftigen Beruf des Auszubildenden beschäftigten Mitarbeiter maßgebenden 

Vorschriften über die Arbeitszeit. 

(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist den 

Auszubildenden dazu Gelegenheit während der Ausbildungszeit zu geben. 

(3) An Tagen, an denen Auszubildende an einem theoretischen betrieblichen Unterricht 

von mindestens 270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, dürfen sie nicht zur 

praktischen Ausbildung herangezogen werden. 

(4) 1Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten als Ausbildungszeit. 2Dies gilt 

auch für die notwendige Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, 

sofern die Ausbildung nach dem Unterricht fortgesetzt wird. 

(5) Im Rahmen des Ausbildungszwecks darf der Auszubildende auch an Sonntagen und 

Wochenfeiertagen sowie in der Nacht ausgebildet werden. 
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(6) Eine über die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit 

hinausgehende Beschäftigung ist nur ausnahmsweise zulässig. 
 

§ 5 Sonstige Ausbildungsbedingungen 

(1) Für Belohnungen und Geschenke, Nebentätigkeiten, für die Ausbildung an 

Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für den Bereitschaftsdienst und 

die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten die 

Vorschriften sinngemäß, die jeweils für die beim Träger der Ausbildung in dem 

künftigen Beruf des Auszubildenden beschäftigten Mitarbeiter maßgebend sind. 

(2) Bei Vorliegen der Voraussetzungen erhält der Auszubildende 

a) die Zulagen nach Abschnitt VIII Abs. e der Anlage 1 und die Zulagen  

 nach den Anmerkungen Nr. 1 zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 

 4 bis P 9 und 9b bis 12 nach Anhang D der Anlage 31 bzw. Nr. 1 zu den Tätig-

 keitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 12 nach Anhang D der 

Anlage 32 zur Hälfte, 

b) die Wechselschicht- und Schichtzulage nach den für in dem künftigen Beruf  des 

Auszubildenden beschäftigten Mitarbeiter maßgebenden Vorschriften zu drei 

 Vierteln. 

(3) 1Sachbezüge sind in Höhe der durch Rechtsverordnung nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 SGB 

IV bestimmten Werte anzurechnen, jedoch nicht über 75 v.H. der Brutto-

Ausbildungsvergütung hinaus. 2Kann der Auszubildende während der Zeit, für die die 

Ausbildungsvergütung bei Arbeitsunfähigkeit oder bei Erholungsurlaub fortzuzahlen ist, 

Sachbezüge aus berechtigtem Grund nicht abnehmen, sind diese nach den 

Sachbezugswerten abzugelten, jedoch nicht über 75 v.H. der Brutto-

Ausbildungsvergütung hinaus. 
 

§ 6 Ärztliche Untersuchung 

(1) Auszubildende haben auf Verlangen des Trägers der praktischen Ausbildung vor ihrer 

Einstellung ihre körperliche Eignung (Gesundheits- und Entwicklungsstand, körperliche 

Beschaffenheit und Arbeitsfähigkeit) durch das Zeugnis einer Betriebsärztin/eines 

Betriebsarztes, nachzuweisen, soweit sich der Träger der praktischen Ausbildung und 

Auszubildender nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. 

(2) 1Der Träger der praktischen Ausbildung ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, 

Auszubildende zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in 

der Lage sind, die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu 

erfüllen. 2Bei der beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine 

Betriebsärztin/einen Betriebsarzt handeln, soweit sich Träger der praktischen 

Ausbildung und Auszubildender nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt 

geeinigt haben. 

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung hat den Auszubildenden, der besonderen 

Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt 

oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt ist, in regelmäßigen Zeitabständen 

oder auf Antrag des Auszubildenden bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 

ärztlich zu untersuchen. 
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(4) 1Die Kosten der Untersuchung trägt der Träger der praktischen Ausbildung. 2Das 

Ergebnis der ärztlichen Untersuchung ist dem Auszubildenden bekanntzugeben. 
 

§ 7 Schweigepflicht 

(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die 

Beschäftigten des Trägers der praktischen Ausbildung. 

(2) Ohne Genehmigung des Trägers der praktischen Ausbildung darf der Auszubildende 

a) von Schriftstücken, Zeichnungen oder bildlichen Darstellungen, 

b)  von chemischen Stoffen oder Werkstoffen, 

c) von Herstellungsverfahren oder 

d)  von Maschinenteilen oder anderen geformten Körpern 

zu außerdienstlichen Zwecken weder sich noch einem anderen Kenntnis, Abschriften, 

Ab- oder Nachbildungen verschaffen. 

(3) Der Auszubildende hat auf Verlangen des Trägers der praktischen Ausbildung 

Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen usw. sowie Aufzeichnungen über 

Vorgänge der Einrichtung herauszugeben. 

(4) Der Auszubildende hat auch nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses über 

Angelegenheiten, die der Schweigepflicht unterliegen, Verschwiegenheit zu bewahren. 
 

§ 8 Entschädigung bei Ausbildungsfahrten 
1Abweichend von der bei Dienstreisen und Abordnungen maßgeblichen 

Reisekostenregelung (Anlage 13a) werden bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung 

an einer anderen Einrichtung außerhalb des Beschäftigungsortes (politische Gemeinde) 

sowie zur Teilnahme am Unterricht, an Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften oder an 

Übungen zum Zwecke der Ausbildung die notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der 

Kosten für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig 

verkehrenden Beförderungsmittels (im Eisenbahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet. 
2Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten oder 

Fahrkarten für Berufstätige) sind auszunutzen. 
 

§ 9 Familienheimfahrten 
1Für Familienheimfahrten vom Ort der Ausbildungsanstalt zum Wohnort der Eltern, des 

Erziehungsberechtigten oder des Ehegatten und zurück werden dem Auszubildenden 

monatlich einmal die notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte 

der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden 

Beförderungsmittels (im Eisenbahnverkehr ohne Zuschläge) - für Familienheimfahrten 

in das Ausland höchstens die entsprechenden Kosten für die Fahrt bis zum inländischen 

Grenzort - erstattet, wenn der Wohnort der Eltern, des Erziehungsberechtigten oder des 

Ehegatten so weit vom Ort der Ausbildungsanstalt entfernt ist, dass der Auszubildende 

nicht täglich zu diesem Wohnort zurückkehren kann und daher außerhalb wohnen 

muss. 2Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. 

Schülerfahrkarten oder Fahrkarten für Berufstätige) sind auszunutzen. 
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§ 10 Krankenbezüge 
1Bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit erhält der Auszubildende bis zur Dauer von 

sechs Wochen Krankenbezüge in Höhe des Entgeltes, das ihm während des 

Erholungsurlaubs zusteht. 2Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei 

dem Träger der praktischen Ausbildung erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine bei dem 

Träger der praktischen Ausbildung zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhält der 

Auszubildende nach Ablauf des nach Satz 1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 

26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit als Krankenbezüge einen 

Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Nettoentgelt 

und der um die gesetzlichen Beitragsanteile des Auszubildenden zur gesetzlichen 

Renten-, Arbeitslosen- und sozialen Pflegeversicherung verminderten Leistungen des 

Sozialleistungsträgers gezahlt, wenn der zuständige Unfallversicherungsträger den 

Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. 3Im Übrigen gelten Abschnitt XII Abs. 

a Unterabs. 2 der Anlage 1 (Regelungen zur Maßnahme der medizinischen Vorsorge 

oder Rehabilitation und Wiederholungserkrankung), Abschnitt XIIa der Anlage 1 

(Anzeige- und Nachweispflichten) und Abschnitt XIIb der Anlage 1 (Forderungsübergang 

bei Dritthaftung). 
 

§ 11 Urlaub 
1Der Auszubildende erhält Urlaub gemäß der Anlage 14, soweit nicht eine für den 

Auszubildenden günstigere gesetzliche Regelung besteht. 2Der Erholungsurlaub ist 

nach Möglichkeit zusammenhängend während der unterrichtsfreien Zeit der 

beruflichen Schule bzw. Hochschule zu erteilen und in Anspruch zu nehmen. 
 

§ 12 Freistellung vor der Prüfung 
1Dem Auszubildenden ist vor der in der Ausbildungsordnung vorgeschriebenen 

Abschlussprüfung an fünf Ausbildungstagen, bei der Sechstagewoche an sechs 

Ausbildungstagen Gelegenheit zu geben, sich ohne Bindung an die planmäßige 

Ausbildung auf die Abschlussprüfung vorzubereiten. 2Der Anspruch nach Satz 1 verkürzt 

sich um die Zeit, für die Auszubildende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung 

besonders zusammengefasst werden; der Auszubildende erhält jedoch mindestens zwei 

freie Ausbildungstage. 3Dem Auszubildenden ist für diese Freistellung zur 

Prüfungsvorbereitung sowie zu der Freistellung zur Teilnahme an der Abschlussprüfung 

die Ausbildungsvergütung fortzuzahlen. 
 

§ 13 Ausbildungsmittel 

Der Träger der Ausbildung hat dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, 

Instrumente und Apparate zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbildung und zum 

Ablegen der in der Ausbildungsordnung vorgeschriebenen Prüfungen 

(Zwischenprüfungen und Abschlussprüfung) erforderlich sind. 
 

§ 14 Schutzkleidung 

Für die Gewährung von Schutzkleidung gelten die für die in dem Beruf beim Träger der 

praktischen Ausbildung tätigen Beschäftigten jeweils maßgebenden Bestimmungen, in 

dem die Auszubildenden ausgebildet werden. 
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§ 15 Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 

(1) 1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende 

gesetzliche Regelungen bleiben unberührt. 2Im Falle des Nichtbestehens der 

Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der 

Auszubildenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein 

Jahr. 3Während des Zeitraumes der Verlängerung wird das Entgelt des letzten 

regelmäßigen Ausbildungsabschnittes gezahlt. 4Das Ausbildungsverhältnis endet im 

Falle des endgültigen Nichtbestehens spätestens mit der das Ausbildungsverhältnis 

abschließenden Prüfung. 

(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach 

beendeter Ausbildungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) Nach der Probezeit (§ 7 Abs. 4 AT) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der 

gesetzlichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 

b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 

(4) 1Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde 

liegenden Tatsachen der kündigungsberechtigten Person länger als 14 Tage bekannt 

sind. 2Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle eingeleitet, 

so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt. 
 

§ 16 Mitteilungspflicht und Weiterarbeit 

(1) 1Beabsichtigt der Träger der Ausbildung, den Auszubildenden nach Abschluss der 

Ausbildung in ein Dienstverhältnis zu übernehmen, hat er dies dem Auszubildenden 

drei Monate vor dem Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen. 2In der Mitteilung 

kann der Träger der Ausbildung die Übernahme von dem Ergebnis der in der 

Ausbildungsordnung vorgeschriebenen Abschlussprüfung abhängig machen. 
3Innerhalb von vier Wochen nach Zugang der Mitteilung hat der Auszubildende 

schriftlich zu erklären, ob er beabsichtigt, in ein Dienstverhältnis zu dem Träger der 

Ausbildung zu treten. 4Beabsichtigt der Träger der Ausbildung, den Auszubildenden 

nicht in ein Dienstverhältnis zu übernehmen, hat er ihm dies drei Monate vor dem Ende 

der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen. 

(2) Wird der Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne 

dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf 

unbestimmte Zeit als begründet. 
 

§ 17 Sonstige Bestimmungen 

(1) Soweit in dieser Anlage für Auszubildende keine abweichenden Regelungen 

vorgesehen sind, finden die AVR entsprechend Anwendung. 

(2) Die Ausbildungszeit des Auszubildenden wird auf die Beschäftigungszeit (§ 11 AT) 

und die Dienstzeit (§ 11a AT) nicht angerechnet. 

(3) Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an ihre jeweilige Ausbildung von 

ihrem Träger der praktischen Ausbildung in ein Dienstverhältnis übernommen werden 

und Anspruch auf eine Jahressonderzahlung oder eine Weihnachtszuwendung haben, 

erhalten einmalig zusammen mit der anteiligen Jahressonderzahlung oder 
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Weihnachtszuwendung aus dem Dienstverhältnis die anteilige Jahressonderzahlung 

oder Weihnachtszuwendung aus dem Ausbildungsverhältnis. 
 

Teil II. Besonderer Teil 
 

A. Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann  
 

§ 1 Anwendungsbereich  

(1) Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine Ausbildung zur Pflegefachfrau oder 

zum Pflegfachmann im Sinne des Gesetzes über die Pflegeberufe vom 17. Juli 2017 

(Pflegeberufegesetz – PflBG) absolvieren. 

(2) 1Der Auszubildende muss die Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung nach § 

11 PflBG erfüllen. 2Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher 

Ausbildungsvertrag zwischen dem Dienstgeber als Träger der praktischen Ausbildung 

im Sinne des § 8 PflBG und dem Auszubildenden zu schließen. 3Der Ausbildungsvertrag 

muss die Angaben nach § 2 des Teils I. der Anlage 7 sowie den Mindestinhalt nach § 16 

Abs. 2 PflBG enthalten. 

(3) Soweit in Anlage 7 und in gesetzlichen Regelungen für den Auszubildenden keine 

besonderen Vorschriften vorgesehen sind, finden die Vorschriften entsprechend 

Anwendung, die jeweils für die beim Träger der praktischen Ausbildung in dem 

künftigen Beruf des Auszubildenden beschäftigten Mitarbeiter maßgebend sind. 
 

§ 2 Ausbildungsdauer 
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teilzeit beträgt die 

Ausbildungsdauer höchstens fünf Jahre. 3Sie kann durch Anrechnung gleichwertiger 

Ausbildungen im Sinne des § 12 PflBG um bis zu zwei Drittel verkürzt werden. 
 

§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.165,69 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.227,07 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr  1.328,38 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.190,69 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.252,07 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr  1.353,38 Euro 
3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre beträgt abweichend von Satz 

2 das Ausbildungsjahr jeweils 16 Monate. 4Bei einer Ausbildung in Teilzeit über 

insgesamt fünf Jahre beträgt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr jeweils 20 

Monate. 

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch Anrechnung nach § 2 Satz 3 des 

Abschnitts A des Teils II. der Anlage 7, wird zur Bestimmung des Ausbildungsjahres nach 

Absatz 1 die angerechnete Ausbildungszeit ebenfalls berücksichtigt. 2Wird die 

Ausbildungszeit gemäß § 21 Abs. 2 PflBG verlängert, erhält der Auszubildende während 

der verlängerten Ausbildungszeit die Ausbildungsvergütung mit der Maßgabe, dass 
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nach dem dritten Jahr der Ausbildung die Ausbildungsvergütung des dritten 

Ausbildungsjahres anzuwenden ist.  

(3) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt Abschnitt X der Anlage 1 

entsprechend mit der Maßgabe, dass abhängig davon, in welcher Einrichtung des 

Trägers der praktischen Ausbildung der Auszubildende im maßgeblichen Zeitraum die 

Ausbildung absolviert, die Werte der Anlagen 31 oder 32 zugrunde gelegt werden, 

abgesehen der Ausbildungsvergütung nach Absatz 1. 

(4) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche 

Zulage in Höhe von 11,11 Euro. 

(5) 1Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung 

des § 16 der Anlage 31. 2In Abweichung von § 16 Absatz 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt 

der Bemessungssatz 90 v.H. 
 

§ 4 Beendigung der Ausbildung 

(1) 1Bei einer Kündigung durch den Träger der praktischen Ausbildung ist das 

Benehmen mit der Pflegeschule herzustellen. 2In den Fällen des § 15 Abs. 3 Buchstabe 

a des Teils I. der Anlage 7 sind die Kündigungsgründe anzugeben. 

(2) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne 

dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf 

unbestimmte Zeit als begründet. 
 

B. Ausbildung zum Anästhesietechnischen, zum Operationstechnischen Assistenten 

oder zum Notfallsanitäter 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) 1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine Ausbildung zur 

Anästhesietechnischen Assistentin oder zur Operationstechnischen Assistentin nach 

dem Gesetz über den Beruf der Anästhesietechnischen Assistentin und des 

Anästhesietechnischen Assistenten und über den Beruf der Operationstechnischen 

Assistentin und des Operationstechnischen Assistenten (Anästhesietechnische- und 

Operationstechnische-Assistenten-Gesetz - ATA-OTA-G) vom 14. Dezember 2019 sowie 

für Auszubildende, die eine Ausbildung zum Notfallsanitäter nach dem 

Notfallsanitätergesetz vom 22. Mai 2013 (NotSanG) absolvieren. 2Hierunter fallen auch 

Auszubildende, die bis zum 31. Dezember 2021 eine Ausbildung nach der Empfehlung 

der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) begonnen haben. 

(2) 1Voraussetzung der Anwendung ist, dass die Einrichtung der praktischen Ausbildung 

oder die mit ihr in Trägerschaft verbundene Schule Ausbildungsträger ist. 2Ist die Schule 

Ausbildungsträger, gilt sie für die Anwendung der Regelungen dieser Anlage zusammen 

mit der mit ihr in Trägerschaft verbundene Einrichtung der praktischen Ausbildung als 

Träger der praktischen Ausbildung im Sinne des § 2 des Teils I. der Anlage 7. 
 

§ 2 Ausbildungsdauer 
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teilzeit beträgt die 

Ausbildungsdauer höchstens fünf Jahre. 3Sie kann durch Anrechnung gleichwertiger 

Ausbildungen um bis zu zwei Drittel verkürzt werden. 
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§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.165,69 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.227,07 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr  1.328,38 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.190,69 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.252,07 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr  1.353,38 Euro 
3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre beträgt abweichend von Satz 

2 das Ausbildungsjahr jeweils 16 Monate. 4Bei einer Ausbildung in Teilzeit über 

insgesamt fünf Jahre beträgt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr jeweils 20 

Monate. 

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch Anrechnung nach § 2 Satz 3 des 

Abschnitts B des Teils II. der Anlage 7, wird zur Bestimmung des Ausbildungsjahres nach 

Absatz 1 die angerechnete Ausbildungszeit ebenfalls berücksichtigt. 2Wird die 

Ausbildungszeit verlängert, erhält der Auszubildende während der verlängerten 

Ausbildungszeit die Ausbildungsvergütung mit der Maßgabe, dass nach dem dritten 

Jahr der Ausbildung die Ausbildungsvergütung des dritten Ausbildungsjahres 

anzuwenden ist. 

(3) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche 

Zulage in Höhe von 11,11 Euro. 

(4) 1Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung 

des § 16 der Anlage 31. 2In Abweichung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der 

Bemessungssatz 90 v.H. 

 

§ 4 Beendigung der Ausbildung 
1Bei einer Kündigung durch die Einrichtung der praktischen Ausbildung ist das 

Benehmen mit der Schule herzustellen. 2In den Fällen des § 15 Abs. 3 Buchstabe a des 

Teils I. der Anlage 7 sind die Kündigungsgründe anzugeben. 
 

C. Ausbildung zum Pflegehelfer und zum Pflegeassistent 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine nach Landesrecht geregelte Ausbildung 

zum Pflegehelfer oder zum Pflegeassistent absolvieren. 
 

§ 2 Ausbildungsdauer 
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeitform mindestens einem Jahr und höchstens 

zwei Jahre. 2In Teilzeitform beträgt die Ausbildungsdauer vorbehaltlich anderer 

landesrechtlicher Regelung höchstens das Zweifache der Ausbildungsdauer in 

Vollzeitform. 3Die landesrechtlich vorgesehene Regeldauer kann durch Anrechnung 

gleichwertiger Ausbildungen im landesrechtlich zulässigen Rahmen verkürzt werden. 
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§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr 1.089,91 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr 1.147,21 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr 1.114,91 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr 1.173,21 Euro 
3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt drei Jahre beträgt abweichend von Satz 

2 das Ausbildungsjahr 18 Monate, bei insgesamt über vier Jahre 24 Monate 

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch Anrechnung nach § 2 Satz 3 des 

Abschnitts C des Teils II. der Anlage 7, wird zur Bestimmung des Ausbildungsjahres nach 

Absatz 1 die angerechnete Ausbildungszeit ebenfalls berücksichtigt. 2Wird die 

Ausbildungszeit verlängert, erhält der Auszubildende während der verlängerten 

Ausbildungszeit die Ausbildungsvergütung mit der Maßgabe, dass nach dem zweiten 

Jahr der Ausbildung die Ausbildungsvergütung des zweiten Ausbildungsjahres 

anzuwenden ist. 

(3) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt Abschnitt X der Anlage 1 

entsprechend mit der Maßgabe, dass die Werte der Anlage 31 zugrunde gelegt werden, 

abgesehen der Ausbildungsvergütung nach Absatz 1. 

(4) 1Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung 

des § 16 der Anlage 31. 2In Abweichung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der 

Bemessungssatz 90 v.H. 
 

§ 4 Anzuwendende Regelungen 

Im Übrigen finden die Regelungen des Abschnitts A des Teils II. der Anlage 7. 

entsprechende Anwendung, soweit hier dazu nichts geregelt ist. 
 

D. Ausbildung in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zum Erzieher und in 

betrieblich-schulischen Gesundheitsberufen  
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die in praxisintegrierten Ausbildungsgängen 

zum Erzieher nach landesrechtlichen Regelungen ausgebildet werden sowie für 

Auszubildende in den Gesundheitsberufen Diätassistent, Ergotherapeut, Logopäde, 

Medizinisch-technischer Laboratoriumsassistent, Medizinisch-technischer Radiologie-

assistent, Medizinisch-technischer Assistent für Funktionsdiagnostik, Orthoptist oder 

Physiotherapeut, deren praktische Ausbildung bei einer Einrichtung im Geltungsbereich 

der AVR (§ 2 Abs. 1 AT) erfolgt, die entweder vom selben Träger wie die die theoretische 

Ausbildung erbringende Schule getragen ist oder die eine Kooperationsvereinbarung 

mit dieser Schule getroffen hat. 

(2) Den Gesundheitsberufen im Sinne des Absatzes 1 liegen folgende Vorschriften zu 

Grunde: 
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 Ausbildungen 
Gesetzliche Vorschriften in der jeweils 

aktuellen Fassung 

1. Orthoptisten 

Orthoptistengesetz vom 28. November 1989 

(BGBl. I S. 2061) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 

Orthoptistinnen und Orthoptisten vom 21. 

März 1990 (BGBl. I S. 563) 

2. Logopäden 

Gesetz über den Beruf des Logopäden vom 

7. Mai 1980 (BGBl. I S. 529) 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 

Logopäden vom 1. Oktober 1980 (BGBl. I S. 

1892) 

3. 

a) Medizinisch-technische 

Laboratoriumsassistenten 

b) Medizinisch-technische 

Radiologieassistenten 

c) Medizinisch-technische 

Assistenten für 

Funktionsdiagnostik 

MTA-Gesetz vom 2. August 1993 (BGBl. I S. 

1402) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 

technische Assistenten in der Medizin vom 

25. April 1994 (BGBl. I S. 922) 

4. Ergotherapeuten 

Ergotherapeutengesetz vom 25. Mai 1976 

(BGBl. I S. 1246) 

Ergotherapeuten-Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung vom 2. August 1999 

(BGBl. I S. 1731) 

5. Physiotherapeuten 

Masseur- und Physiotherapeutengesetz vom 

26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 

Physiotherapeuten vom 6. Dezember 1994 

(BGBl. I S. 3786) 

6. Diätassistenten 

Diätassistentengesetz vom 8. März 1994 

(BGBl. I S. 446) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 

Diätassistentinnen und Diätassistenten vom 

1. August 1994 (BGBl. I S. 2088) 

 

§ 2 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt für 

Auszubildende in den Gesundheitsberufen im Sinne dieses Abschnittes 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.040,24 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.100,30 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.197,03 Euro 
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ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.065,24 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.125,30 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.222,03 Euro 
3Für Auszubildende in praxisintegrierten Ausbildungsgängen im Sinne dieses 

Abschnittes finden die Ausbildungsvergütungshöhen nach § 3 Abs. 3 des Abschnittes A 

des Teils II. der Anlage 7 Anwendung. 

(2) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche 

Zulage in Höhe von 11,11 Euro. 

(3) Auszubildende in einem Ausbildungsberuf, dessen Absolventen beim Träger der 

praktischen Ausbildung regelmäßig nach den Anlage 2, 2d und 2e eingruppiert sind, 

erhalten eine Weihnachtszuwendung nach Abschnitt XIV der Anlage 1 sowie ein 

Urlaubsgeld nach §§ 6 bis 9 der Anlage 14. Andere Auszubildende erhalten eine 

Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung des § 3 Abs. 5 des Abschnittes A des 

Teils II. der Anlage 7. 
 

§ 3 Anzuwendende Regelungen 

Im Übrigen finden die Regelungen des Abschnitts A des Teils II. der Anlage 7 

entsprechende Anwendung, soweit hier dazu nichts geregelt ist. 
 

E. Auszubildende in der dualen Berufsausbildung  
 

§ 1 Anwendungsbereich 

Dieser Abschnitt gilt für betrieblich Auszubildende in den Einrichtungen im 

Geltungsbereich der AVR (§ 2 Abs. 1 AT) für die Dauer der Ausbildungszeit. 
 

§ 2 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.043,26 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.093,20 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.139,02 Euro 

 im vierten Ausbildungsjahr 1.202,59 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.068,26 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.118,20 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.164,02 Euro 

 im vierten Ausbildungsjahr 1.227,59 Euro 

(2) Wird aufgrund der Ausbildungsbestimmungen (Berufsbild usw.) ein erfolgreicher 

Handelsschulabschluss oder eine andere Vorbildung auf die Ausbildungszeit 

angerechnet, so gilt für die Höhe des Entgeltes der Zeitraum, um den die 

Ausbildungszeit verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit. 

(3) Hat der Auszubildende vor der Beendigung der vereinbarten Ausbildungszeit die 

Abschlussprüfung bestanden, so erhält er, wenn er weiterbeschäftigt wird, von dem Tage 
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an, der auf den Tag der bestandenen Abschlussprüfung folgt, die seiner Tätigkeit 

entsprechenden Bezüge nach den Bestimmungen der AVR. 

(4) Auszubildende erhalten eine Weihnachtszuwendung nach Abschnitt XIV der Anlage 

1 sowie ein Urlaubsgeld nach §§ 6 bis 9 der Anlage 14. 
 

F. Studieren in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen  
 

§ 1 Anwendungsbereich 
1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die mit Einrichtungen einen Vertrag für die 

Teilnahme an einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang abschließen. 
2Voraussetzung dafür, dass dieser Abschnitt auf Auszubildende Anwendung findet, ist 

auch, dass die Auszubildenden in einem staatlich anerkannten beziehungsweise als 

staatlich anerkannt geltenden Ausbildungsberuf nach den Abschnitten A, B, D oder E 

des Teils II. der Anlage 7 ausgebildet werden. 3Das ausbildungsintegrierte Studium 

verbindet auf der Grundlage des Ausbildungsvertrages die Ausbildung in diesen Berufen 

mit einem Studium, das in einem vom Träger der praktischen Ausbildung vorgegebenen 

Studiengang an einer Hochschule absolviert wird. 4Es gliedert sich in einen 

Ausbildungsteil und einen Studienteil, die beide jeweils dem Erreichen der 

entsprechenden Abschlussqualifikation dienen. 
 

§ 2 Ausbildungsvertrag und Kündigungsfristen 
1Die Form des Ausbildungsnachweises erfolgt nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) 

für Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt E des Teils II. der Anlage 

7. 2Bei Auszubildenden mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A des Teils II der 

Anlage 7 mit einer integrierten Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz (PflBG) muss 

der Ausbildungs- und Studienvertrag darüber hinaus folgende Angaben enthalten: 

a)  den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich einer Ausrichtung nach § 7  Abs. 

4 Satz 2 PflBG, 

b) Verpflichtung der Auszubildenden zum Besuch der Ausbildungsveranstaltun-

 gen der Pflegeschule, 

c) Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 19 Abs. 2 PflBG, 

d) Hinweis auf die Rechte als Mitarbeiter im Sinne von § 3 MAVO. 
3Unberührt bleiben weitere zwingende Anforderungen an den Inhalt des 

Ausbildungsvertrages in gesetzlichen Ausbildungsregelungen. 
 

§ 3 Nachweispflichten 

(1) 1Die Leistungsnachweise aus dem jeweiligen Ausbildungsteil sind Bestandteil der 

Personalakte der Auszubildenden. 2Hierzu haben die Auszubildenden die von den 

Hochschulen auszustellenden Leistungsübersichten nach den jeweiligen Studien- und 

Prüfungsordnungen sowie eine Abschrift des Abschlusszeugnisses beziehungsweise 

nach den Berufs- oder Pflegeschulen unverzüglich nach Aushändigung dem Träger der 

praktischen Ausbildung vorzulegen. 

(2) 1Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. 2Die 

Bekanntgabe ist aktenkundig zu machen. 
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§ 4 Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit 

(1) 1Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit und 

tägliche Ausbildungs- und Studienzeit der Auszubildenden richten sich während der 

fachtheoretischen Abschnitte nach der jeweiligen Ausbildungs-, Studien- und 

Prüfungsordnung. 2Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungs- und 

Studienzeit der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, 

richtet sich während der berufspraktischen Abschnitte beim Träger der praktischen 

Ausbildung nach den für die Mitarbeiter des Trägers der praktischen Ausbildung 

maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei der 

Durchführung von berufspraktischen Abschnitten einschließlich der praktischen 

Ausbildung des Ausbildungsteils bei einem Dritten. 4In dem Ausbildungs- und 

Studienvertrag nach § 2 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7 werden die 

berufspraktischen Abschnitte verbindlich in einem Ausbildungs- und Studienplan 

vereinbart. 

(2) An Tagen, an denen Auszubildende fachtheoretische Studienabschnitte an der 

Hochschule absolvieren, gilt die tägliche Ausbildungs- und Studienzeit als erfüllt. 
 

§ 5 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Auszubildende erhalten bis zum Ablauf des Kalendermonats, in dem die 

Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wird, ein Studienentgelt, 

das sich aus einem monatlichen Entgelt und einer monatlichen Zulage zusammensetzt. 
2Das monatliche Entgelt beträgt für Auszubildende in einem ausbildungsintegrierten 

dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach 

a) Abschnitt A und Abschnitt B. sowie der praxisintegrierten Erzieherausbildung 

nach Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr 1.165,69 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr 1.227,07 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.328,38 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr 1.190,69 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr 1.252,07 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.353,38 Euro 

b) nach Abschnitt E des Teils II. der Anlage 7 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.043,26 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.093,20 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.139,02 Euro 

 im vierten Ausbildungsjahr 1.202,59 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.068,26 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.118,20 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.164,02 Euro 

 im vierten Ausbildungsjahr 1.227,59 Euro 
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c) nach Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7 (betrieblich-schulische 

Gesundheitsberufe) 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.040,24 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.100,30 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.197,03 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.065,24 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.125,30 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.222,03 Euro 
3Die monatliche Zulage beträgt 150 Euro. 4Die Zulage erfolgt als monatliche Pauschale 

und damit unabhängig von der zeitlichen Verteilung der Ausbildungs- und 

Studienanteile. 

(2) Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprüfung des 

Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wurde, erhalten die Auszubildenden anstelle des 

Studienentgelts nach Absatz 1 bis zur Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen 

Studiums ein monatliches Ausbildungsentgelt in Höhe von für Auszubildende in einem 

ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil 

a) nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a 

ab 1. April 2021: 1.490,00 Euro 

ab 1. April 2022: 1.515,00 Euro 

b) nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b 

ab 1. April 2021: 1.300,00 Euro 

ab 1. April 2022: 1.325,00 Euro 

c) nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c 

ab 1. April 2021: 1.360,00 Euro 

ab 1. April 2022: 1.385,00 Euro 

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung übernimmt die notwendigen 

Studiengebühren. 

(4) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule oder 

wegen einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungszeit des 

Ausbildungsteils verkürzt, gilt für die Höhe des Studienentgelts nach Absatz 1 der 

Zeitraum, um den die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils verkürzt wird, als 

abgeleistete Ausbildungszeit. 

(5) Wird bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem 

Ausbildungsteil nach Maßgabe des Abschnitts E des Teils II. der Anlage 7 die 

Ausbildungszeit des Ausbildungsteils 

 a) im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung auf Verlangen der Aus-

 zubildenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um 

 ein Jahr, verlängert oder 

 b) auf Antrag der Auszubildenden nach § 8 Abs. 2 BBiG von der zuständigen 

 Stelle oder nach § 27c Abs. 2 der Handwerksordnung (HwO) von der Hand-

 werkskammer verlängert, 
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wird während des Zeitraums der Verlängerung das Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 2 

in Verbindung mit Satz 2 Buchstabe a des letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitts 

des Ausbildungsteils gezahlt. 

(6) 1Können Auszubildende bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit 

einem Ausbildungsteil nach dem Abschnitt E des Teils II. der Anlage 7 ohne eigenes 

Verschulden die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erst nach beendeter 

Ausbildungszeit ablegen, erhalten die Auszubildenden bis zur Ablegung der 

Abschlussprüfung des Ausbildungsteils ein Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in 

Verbindung mit Satz 2 Buchstabe b für den letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitt. 
2Im Falle des Bestehens der Prüfung erhalten die Auszubildenden darüber hinaus 

rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem der Ausbildungsteil geendet hat, den 

Unterschiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten Studienentgelt nach Satz 1 und dem 

für das vierte Ausbildungsjahr maßgebenden Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in 

Verbindung mit Satz 2 Buchstabe b. 

(7) 1Für Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A oder Abschnitt D des 

Teils II. der Anlage 7 beträgt der Zeitzuschlag für Nachtarbeit mindestens 1,28 Euro pro 

Stunde. 2Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A oder Abschnitt D 

des Teils II. der Anlage 7 erhalten die Wechselschicht- und Schichtzulage nach den für 

in dem künftigen Beruf des Auszubildenden beschäftigten Mitarbeiter maßgebenden 

Vorschriften zu 75 v.H. 

(8) 1Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt E des Teils II. der Anlage 

7 erhalten bis zum Abschluss des Ausbildungsteils einmal jährlich einen 

Lernmittelzuschuss in Höhe von 50 Euro brutto. 2§ 13 Teil I. der Anlage 7 bleibt 

unberührt. 3Der Lernmittelzuschuss ist möglichst mit dem Ausbildungsentgelt des 

ersten Monats des jeweiligen Ausbildungsjahres zu zahlen; er ist spätestens im 

Zahlungsmonat September des betreffenden Ausbildungsjahres fällig. 

(9) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche 

Zulage in Höhe von 11,11 Euro. 
 

§ 6 Zusatzurlaub 

Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A oder Abschnitt D des Teils 

II. der Anlage 7, die im Ausbildungsteil im Schichtdienst eingesetzt werden, erhalten im 

zweiten und dritten Jahr des Ausbildungsteils pauschal jeweils einen Tag Zusatzurlaub. 
 

§ 7 Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) 1Die nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen Ort 

(außerhalb der politischen Gemeinde) werden, soweit nicht eine unentgeltliche 

Unterkunft zur Verfügung steht, erstattet soweit der durch § 2 SvEV festgelegte Rahmen 

nicht überschritten wird. 2Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger 

Unterbringung entstehenden Verpflegungsmehraufwands wird für volle Kalendertage 

der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss in Höhe der 

nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbezugswerte für 

Frühstück, Mittagessen und Abendessen gewährt. 3Bei unentgeltlicher Verpflegung wird 

der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. 4Bei einer über ein Wochenende oder einen 

Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden die dadurch 
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entstandenen Mehrkosten für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach 

Maßgabe der Sätze 1 bis 3 erstattet. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten auch für Reisen im Rahmen 

der fachtheoretischen Studienabschnitte, die Bestandteil von Studien- und 

Prüfungsordnungen sind, wenn die Hochschule außerhalb der politischen 

Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte liegt. 
 

Anmerkung zu Absatz 1: 
1Als "notwendig" sind im Allgemeinen diejenigen Kosten anzusehen, die entstehen, 

wenn dem Auszubildenden die tägliche Heimkehr nicht möglich bzw. unzumutbar (i.S.v. 

§ 140 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 SGB III) ist. 2Diese notwendigen Kosten werden für die 

Gesamtdauer der Ausbildung an der auswärtigen Hochschule erstattet. 
 

(2) 1Bei Reisen von Auszubildenden mit einem Ausbildungsteil nach dem Abschnitt E 

des Teils II. der Anlage 7, die im Rahmen des Ausbildungsteils für den Besuch einer 

auswärtigen Berufsschule erfolgen, werden die notwendigen Fahrtkosten erstattet, 

soweit sie monatlich 6 v. H. des Studienentgelts nach § 5 Abs. 1 Abschnitt F des Teils II. 

der Anlage 7 für das erste Studienjahr übersteigen. 2Satz 1 gilt nicht, soweit die 

Fahrtkosten nach landesrechtlichen Vorschriften von einer Körperschaft des öffentlichen 

Rechts getragen werden. 3Die notwendigen Auslagen für Unterkunft und 

Verpflegungsmehraufwand werden bei Besuch der regulären auswärtigen Berufsschule 

im Blockunterricht entsprechend Absatz 1 Sätze 1 bis 4 erstattet. 3Leistungen Dritter sind 

anzurechnen. 

(3) Bei Abordnungen und Zuweisungen von Auszubildenden mit einem Ausbildungsteil 

nach Abschnitt E des Teils II. der Anlage 7 die im Rahmen des Ausbildungsteils erfolgen, 

werden die Kosten nach Maßgabe des Absatzes 1 erstattet. 
 

§ 8 Jahressonderzahlung 

(1) 1Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A oder Abschnitt D des 

Teils II. der Anlage 7 erhalten eine Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung 

des § 16 der Anlage 31. 2In Abweichung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der 

Bemessungssatz 90 v.H. des den Auszubildenden für November zustehenden 

Studienentgelts (§ 5 Abs. 1 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7). 

(2) Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt E des Teils II. der Anlage 7 

erhalten eine Weihnachtszuwendung nach Abschnitt XIV der Anlage 1 sowie ein 

Urlaubsgeld nach §§ 6 bis 9 der Anlage 14. 
 

§ 9 Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des Vertragsverhältnisses 

(1) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet mit dem Ablauf der im Ausbildungs- 

und Studienvertrag vereinbarten Vertragslaufzeit. 

(2) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet zudem: 

 a) bei wirksamer Kündigung (§ 15 des Teils I. der Anlage 7) oder 

 b) bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach der jeweiligen Studien-  

 und Prüfungsordnung oder 

 c) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungsprüfung 

 des Ausbildungsteils; dies gilt nicht, wenn sich im Falle des Nichtbestehens  der 
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Abschlussprüfung der Ausbildungsteil auf Verlangen der Auszubildenden bis zur 

nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr verlängert oder die 

Abschlussprüfung ohne eigenes Verschulden erst nach beendeter Ausbildungszeit des 

Ausbildungsteils abgelegt wird. 

(3) 1Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudienzeit) kann in Abstimmung mit dem 

Träger der praktischen Ausbildung beantragt werden, sofern eine Verkürzung nach der 

Studien- und Prüfungsordnung für den ausbildungsintegrierten dualen Studiengang 

zulässig ist und die Vereinbarkeit mit dem gleichzeitig zu absolvierenden 

Ausbildungsteil gewährleistet ist. 2Der Ausbildungs- und Studienvertrag ist 

entsprechend anzupassen. 
 

§ 10 Zeugnis 
1Der Träger der praktischen Ausbildung hat den Auszubildenden bei Beendigung des 

Ausbildungsteils nach § 1 Abs. 1 Satz 2 des Abschnitts F des Teils II. der Anlage 7 ein 

Zeugnis gemäß § 16 BBiG auszustellen. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer 

und Ziel der Ausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der 

Auszubildenden enthalten. 3Auf deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, 

Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. 
 

§ 11 Rückzahlungsgrundsätze 

(1) Werden die Auszubildenden oder die ehemals Auszubildenden beim Träger der 

praktischen Ausbildung nach Beendigung ihres ausbildungsintegrierten dualen 

Studiums in ein Dienstverhältnis entsprechend ihrer erworbenen Abschlussqualifikation 

übernommen, sind sie verpflichtet, dort für die Dauer von fünf Jahren beruflich tätig zu 

sein. 

(2) Der vom Träger der praktischen Ausbildung bis zur Beendigung oder zum Abbruch 

des ausbildungsintegrierten dualen Studiums gezahlte Gesamtbetrag, bestehend aus 

der monatlichen Zulage nach § 5 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 Abschnitt F des 

Teils II. der Anlage 7, dem Studienentgelt nach § 5 Abs. 2 Abschnitt F des Teils II. der 

Anlage 7 und den Studiengebühren (§ 5 Abs. 3 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7), ist 

von den Auszubildenden oder den ehemals Auszubildenden zurückzuerstatten: 

 a) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungs- oder Stu-

 dienprüfung, wenn die Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbereich der Aus-

 zubildenden fällt, weil sie es schuldhaft unterlassen haben, den erfolgreichen 

 Abschluss des ausbildungsintegrierten dualen Studiums im Rahmen des 

 ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen, 

 b) bei Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums durch Kün-

 digung vom Träger der praktischen Ausbildung aus einem von den Auszubil-

 denden zu vertretenden Grund oder durch eine Eigenkündigung der Aus-

 zubildenden nach Ende der Probezeit, die nicht durch einen wichtigen Grund 

 gemäß § 626 BGB gerechtfertigt ist, 

 c) bei Ablehnung des Angebots, beim Träger der praktischen Ausbildung im 

 Anschluss an das  erfolgreich bestandene ausbildungsintegrierte duale 

 Studium entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation ein Dienst-

 verhältnis zu begründen, 
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 d) soweit das Dienstverhältnis, das beim Träger der praktischen Ausbildung 

 im Anschluss an das erfolgreich bestandene ausbildungsintegrierte duale 

 Studium entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation begründet 

 wurde, aus einem von den ehemals Auszubildenden zu vertretenden Grund 

 innerhalb der ersten fünf Jahre seines Bestehens endet. 

(3) Sofern berufspraktische Studienabschnitte beim Träger der praktischen Ausbildung 

absolviert wurden, verringert sich der Rückzahlungsbetrag auf 75 v. H. des 

Gesamtbetrages nach Absatz 2. 

(4) Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach Absatz 2 bzw. 3 wird für jeden vollen 

Monat, in dem nach erfolgreicher Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen 

Studiums ein Dienstverhältnis bestand, um 1/60 vermindert. 

(5) 1Die Rückzahlungspflicht in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe a oder b entfällt, 

wenn die Auszubildenden nach endgültigem Nichtbestehen der notwendigen 

Studienprüfung oder nach Kündigung infolge des Abbruchs des Studiums in ein 

Dienstverhältnis entsprechend der im Ausbildungsverhältnis erworbenen Qualifikation 

übernommen werden und dieses für die nach Satz 3 festgelegte Bindungsdauer 

fortbesteht. 2Die Rückzahlungspflicht entfällt nicht, wenn das Dienstverhältnis innerhalb 

der Bindungsdauer gemäß Satz 3 aus einem vom Mitarbeiter zu vertretenden Grund 

endet. 3Abweichend zu Absatz 1 bemisst sich die Bindungsdauer nach der Dauer des 

Ausbildungs- und Studienverhältnisses, wobei jeder volle Monat des Ausbildungs- und 

Studienverhältnisses einem Monat Bindungsdauer entspricht. 4Zur Berechnung der 

Rückzahlungspflicht gilt Absatz 3; Absatz 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

(6) Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teilweise verzichtet werden, soweit sie 

für die Auszubildenden oder die ehemals Auszubildenden eine besondere Härte 

bedeuten würde. 
 

§ 12 Befristung 

Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 31. Juli 2025. 
 

G. Studieren in praxisintegrierten dualen Studiengängen 
 

§ 1 Anwendungsbereich 
1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die mit Einrichtungen einen Vertrag für die 

Teilnahme an einem praxisintegrierten dualen Studiengang abschließen. 2Das 

praxisintegrierte duale Studium verbindet fachtheoretische Studienabschnitte in einem 

vom Träger der praktischen Ausbildung vorgegebenen Studiengang an einer 

Hochschule mit berufspraktischen Studienabschnitten beim Träger der praktischen 

Ausbildung oder einem von dem Träger der praktischen Ausbildung zu bestimmenden 

Dritten. 3Die berufspraktischen Studienabschnitte umfassen dabei mindestens ein 

Drittel der im Studienplan festgelegten Studienzeit. 4Soweit dies erfüllt ist, gelten 

Studiengänge, die neben dem Hochschulabschluss ohne zusätzliche berufspraktische 

Zeit eine staatliche Anerkennung nach den jeweiligen landes- oder bundesrechtlichen 

gesetzlichen Ausbildungsordnungen vermitteln, als praxisintegriertes duales Studium. 
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§ 2 Entsprechende Anwendung des Abschnitts F des Teils II. der Anlage 7 
1Die Regelungen des Abschnitts F des Teils II. der Anlage 7 finden entsprechende 

Anwendung. 2Dabei gelten für die Auszubildenden in praxisintegrierten Studiengängen 

des Gesundheits- und Pflegewesens die im Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7. 

vorgenommenen Verweise auf die Ausbildungsbedingungen des Abschnittes A und des 

Abschnittes B des Teils II. der Anlage 7, für Studiengänge der sozialen Arbeit diejenigen 

Verweise auf den Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7 und für die übrigen Studiengänge 

auf den Abschnitt E des Teils II. der Anlage 7. 3Keine Anwendung finden diejenigen 

Regelungen des Abschnittes F des Teils II. der Anlage 7, die unmittelbar den 

Ausbildungsteil des ausbildungsintegrierten dualen Studiums regeln oder daraus 

rechtliche Folgen ableiten. 
 

§ 3 Studienvertrag 
1Der Ausbildungsvertrag wird zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung und 

dem Auszubildenden geschlossen. 2Er muss zusätzlich folgende Angaben enthalten: 

a) Beginn, Dauer und Verteilung der Studienzeiten einschließlich der berufsprak-

 tischen Studienzeiten sowie der Teilnahmepflicht (Studienplan), 

b)  Zahlung und Höhe der Ausbildungsvergütung, von Studiengebühren sowie  die 

Bindungs- und Rückzahlungsbedingungen. 
 

§ 4 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Auszubildende erhalten eine Ausbildungsvergütung in einem praxisintegrierten 

dualen Studium 

a) im Gesundheits- und Pflegewesen sowie der sozialen Arbeit in Höhe von 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr 1.165,69 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr 1.227,07 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.328,38 Euro 

 ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.490,00 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr 1.190,69 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr 1.252,07 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.353,38 Euro 

 ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.515,00 Euro 

b) in sonstigen Berufen 

ab 1. April 2021 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.043,26 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.093,20 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.139,02 Euro 

 ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.300,00 Euro 

ab 1. April 2022 

 im ersten Ausbildungsjahr  1.068,26 Euro 

 im zweiten Ausbildungsjahr  1.118,20 Euro 

 im dritten Ausbildungsjahr 1.164,02 Euro 

 ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.325,00 Euro 
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2Auszubildende erhalten in den ersten drei Ausbildungsjahren zusätzlich eine 

monatliche Zulage. 3Die monatliche Zulage beträgt 100 Euro. 4Die Zulage erfolgt als 

monatliche Pauschale und damit unabhängig von der zeitlichen Verteilung der 

Ausbildungs- und Studienanteile. 

(2) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche 

Zulage in Höhe von 11,11 Euro. 
 

§ 5 Akademische Hebammenausbildung 

(1) Die akademische Hebammenausbildung nach dem Hebammengesetz (HebG) ist ein 

praxisintegriertes Studium im Gesundheits- und Pflegewesen im Sinne dieses 

Abschnittes. 

(2) 1Der Ausbildungsvertrag wird zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung als 

Träger der verantwortlichen Praxiseinrichtung (§ 15 HebG) und dem Auszubildenden in 

Schriftform für die Dauer des Studiums geschlossen. Er enthält mindestens die nach § 

28 Abs. 1 HebG erforderlichen Angaben. 

(3) Das Studium dauert in Vollzeit mindestens sechs Semester und höchstens acht 

Semester (§ 11 Abs. 1 HebG) und richtet sich nach landes- und hochschulrechtlichen 

Regelungen. 

(4) 1Das Vertragsverhältnis endet mit Ablauf des letzten im akkreditierten Konzept des 

Studiengangs festgelegten Semesters (§ 37 Abs. 1 HebG). 2Besteht der Auszubildende 

die staatliche Prüfung nicht oder kann die staatliche Prüfung ohne eigenes Verschulden 

nicht vor Ablauf des letzten Studiensemesters abgelegt werden, so verlängert sich das 

Vertragsverhältnis auf schriftlichen Antrag gegenüber der verantwortlichen 

Praxiseinrichtung bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch 

um ein Jahr (§ 37 Abs. 2 HebG). 

(5) Für eine Kündigung durch den Träger der praktischen Ausbildung auch während der 

Probezeit ist zuvor das Benehmen mit der Hochschule herzustellen. 
 

§ 6 Befristung 

Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 31. Juli 2025. 
 

H. Praktikum nach abgelegtem Examen oder Praktische Ausbildung nach abgelegter 

theoretischer schulischer Teilprüfung  
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) 1Soweit nach den Ausbildungsbestimmungen nach abgelegtem Examen ein 

Praktikum zur Erlangung der staatlichen Anerkennung vorgeschrieben ist, gilt für die zu 

ihrer Ausbildung Beschäftigten dieser Abschnitt. 2Dieser Abschnitt gilt auch für die 

Auszubildenden in solchen Ausbildungen, die im Rahmen einer in einen theoretischen 

schulischen Teil und einem berufspraktischen Teil für den nach einer den theoretischen 

Teil abschließenden Prüfung den berufspraktischen Teil bei einem Träger der 

praktischen Ausbildung absolvieren. 3Dieser Abschnitt gilt nicht für solche 

Ausbildungen, die eine staatliche Anerkennung nach einer praxisintegrierten 

Ausbildung oder einem praxisintegriertem dualen Studium im Sinne des Teils II. der 

Anlage 7 erhalten. 
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(2) 1Mit Auszubildenden die unter diesen Abschnitt fallen, ist für die Ausbildungszeit eine 

Vereinbarung nach diesen Bestimmungen zu treffen. 2Eine hiervon abweichende 

Vertragsregelung ist grundsätzlich nicht möglich. 3Wird ein Auszubildender aufgrund 

der Personalsituation ausnahmsweise während des Praktikums bereits mit der 

Wahrnehmung der Aufgaben eines entsprechend ausgebildeten Mitarbeiters betraut, so 

unterliegt er weiterhin den Vorschriften dieses Abschnitts. 4Diese Tätigkeit ist daher 

nicht auf die Dauer der Berufstätigkeit anzurechnen, die nach bestimmten 

Tätigkeitsmerkmalen für eine Höhergruppierung zurückgelegt sein muss. 5Für die 

Dauer der Übertragung der Aufgabe eines entsprechend ausgebildeten Mitarbeiters 

erhält der Auszubildende zu dem Entgelt gemäß dieses Abschnitts eine Zulage in Höhe 

des Differenzbetrages zwischen dem Entgelt und den Dienstbezügen der 

Eingangsgruppe des Berufes, zu dem der Praktikant ausgebildet wird. 

(3) Bis zu einer endgültigen Regelung ist dieser Abschnitt, soweit nicht ein 

praxisintegriertes duales Studium nach Abschnitt G des Teils II. der Anlage 7. gegeben 

ist, für die Absolventen der Fachhochschulen für Sozialarbeit und Sozialpädagogik 

weiterhin anzuwenden, soweit das Praktikum nach Beendigung des 6. 

Fachhochschulsemesters abgeleistet wird. 
 

§ 2 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 

ab 1. April 2021 

 1. Pharmazeutisch-technische Assistent(inn)en  1.627,02 Euro 

 2. Masseure und med. Bademeister/-innen  1.570,36 Euro 

 3. Sozialarbeiter/-innen     1.851,21 Euro 

 4. Sozialpädagog(inn)en     1.851,21 Euro 

 5. Erzieher/-innen      1.627,02 Euro 

 6. Kinderpfleger/-innen     1.570,36 Euro 

 7. Altenpfleger/-innen     1.627,02 Euro 

 8. Haus- und Familienpfleger/-innen   1.627,02 Euro 

 9. Heilerziehungshelfer/-innen    1.570,36 Euro 

 10. Heilerziehungspfleger/-innen   1.688,76 Euro 

 11. Arbeitserzieher/-innen    1.688,76 Euro 
 

ab 1. April 2022 

 1. Pharmazeutisch-technische Assistent(inn)en  1.652,02 Euro 

 2. Masseure und med. Bademeister/-innen  1.595,36 Euro 

 3. Sozialarbeiter/-innen     1.876,21 Euro 

 4. Sozialpädagog(inn)en     1.876,21 Euro 

 5. Erzieher/-innen      1.652,02 Euro 

 6. Kinderpfleger/-innen     1.595,36 Euro 

 7. Altenpfleger/-innen     1.652,02 Euro 

 8. Haus- und Familienpfleger/-innen   1.652,02 Euro 

 9. Heilerziehungshelfer/-innen    1.595,36 Euro 

 10. Heilerziehungspfleger/-innen   1.713,76 Euro 

 11. Arbeitserzieher/-innen    1.713,76 Euro 
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(2) Auf die Entgelte werden alle Zuschüsse und gewährten Stipendien in voller Höhe 

angerechnet. 

(3) Auszubildende im Erziehungsdienst erhalten eine Heimzulage in derselben Höhe, 

wie sie in Abschnitt VIIa der Anlage 1 angegeben ist, unter den dort genannten 

Bedingungen. 

(4) 1Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Absatz 1 Nummern 3 bis 7 und 9 bis 

10 erhalten eine Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung des § 16 der 

Anlage 31. 2In Abweichung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der 

Bemessungssatz 90 v.H. des den Auszubildenden für November zustehenden 

Ausbildungsentgeltentgelts (§ 2 Abs. 1 Abschnitt H des Teils II. der Anlage 7). 

(5) Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Absatz 1 Nummern 1, 2, 8 und 11 

erhalten eine Weihnachtszuwendung nach Abschnitt XIV der Anlage 1 sowie ein 

Urlaubsgeld nach §§ 6 bis 9 der Anlage 14. 
 

I. Ausbildung zum Heilerziehungspfleger 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt findet Anwendung auf Auszubildende, die eine Ausbildung zum 

Heilerziehungspfleger nach landesrechtlichen Regelungen absolvieren. 

(2) 1Die Ausbildung kann in konsekutiver Form mit einem fachpraktischen Teil am Ende 

der Ausbildung oder in praxisintegrierter Form erfolgen. 2Bei einer Ausbildung in 

konsekutiver Form findet Abschnitt H des Teils II. der Anlage 7. Anwendung, soweit nicht 

durch die zuständige Regionalkommission eine Vergütung für die gesamte Dauer der 

Ausbildung festgesetzt ist. 3Bei einer Ausbildung in der praxisintegrierten Form finden 

vorbehaltlich der weiteren Regelungen dieses Abschnittes die Regelungen des 

Abschnittes A des Teils II. der Anlage 7 entsprechende Anwendung. 
 

§ 2 Ausbildungsdauer 
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teilzeit beträgt die 

Ausbildungsdauer vorbehaltlich einer anderen landesgesetzlichen Regelung höchstens 

fünf Jahre. 3Sie kann durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen um bis zu zwei 

Drittel verkürzt werden, soweit keine andere landesgesetzliche Regelung besteht. 
 

§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Die Regionalkommissionen setzen die Anwendung dieses Abschnittes fest. 2Sie 

setzen dabei fest, ob die Regelung für die praxisintegrierte Ausbildungsform oder die 

konsekutive Ausbildungsform für deren gesamte Dauer gilt. 3Die Festsetzung der 

Ausbildungsvergütung erfolgt nach Ausbildungsjahren einer Ausbildung in Vollzeit. 

(2) 1Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre beträgt bei der Anwendung 

der Regelung der Regionalkommission nach Absatz 1 abweichend das Ausbildungsjahr 

jeweils 16 Monate. 2Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt fünf Jahre beträgt 

es abweichend jeweils 20 Monate. 

(3) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch Anrechnung nach § 2 Satz 3 

Abschnitt I des Teils II. der Anlage 7, wird zur Bestimmung des anzuwendenden 

Ausbildungsjahres der Festsetzung nach Absatz 1 die angerechnete Ausbildungszeit 
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ebenfalls berücksichtigt. 2Wird die Ausbildungszeit gemäß landesgesetzlicher Regelung 

verlängert, erhält der Auszubildende während der verlängerten Ausbildungszeit die 

Ausbildungsvergütung mit der Maßgabe, dass nach dem dritten Jahr der Ausbildung die 

Ausbildungsvergütung des dritten Ausbildungsjahres anzuwenden ist. 

(4) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt Abschnitt X der Anlage 1 

entsprechend mit der Maßgabe, dass abhängig davon, in welcher Einrichtung des 

Trägers der praktischen Ausbildung der Auszubildende im maßgeblichen Zeitraum die 

Ausbildung absolviert, die Werte der Anlagen 31, 32 oder 33 zugrunde gelegt werden, 

abgesehen von der Ausbildungsvergütung nach Absatz 1. 

(5) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche 

Zulage in Höhe von 11,11 Euro. 

(6) 1Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung 

des § 16 der Anlage 31. 2In Abweichung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der 

Bemessungssatz 90 v.H. 
 

§ 4 Sonstige Ausbildungsbedingungen 
1Zulagen, Zeitzuschläge, Bereitschaftsdienst- und Rufbereitschaftsentgelt bestimmen 

sich abhängig davon, in welcher Einrichtung des Trägers der praktischen Ausbildung der 

Auszubildende im maßgeblichen Zeitraum die Ausbildung absolviert, in entsprechender 

Anwendung der Anlagen 31, 32 oder 33. 2Dabei gilt als Stundenentgelt der auf die 

Stunde entfallende Anteil der Ausbildungsvergütung (§ 3 Abschnitt I des Teils II. der 

Anlage 7). 3Zur Ermittlung dieses Anteils ist die jeweilige Ausbildungsvergütung durch 

das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Ausbildungszeit zu 

teilen. 4Der Zeitzuschlag für Überstunden beträgt 30 v.H. des Stundenentgelts. 
 

§ 5 Befristung der Regelung und Kompetenzübertragung 

(1) 1Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 31. Juli 2025. 2Sie gelten für 

bis dahin begonnene Ausbildungsverhältnisse bis zu deren Beendigung fort. 

(2) 1Die Bundeskommission überträgt nach § 13 Abs. 6 AK-O befristet bis zum 31.Juli 

2025 den Regionalkommissionen die Kompetenz zur Festsetzung der Anwendung 

dieses Abschnitts und der Ausbildungsvergütungen im Sinne der § 1 und § 3 Abs. 1 

Abschnitt I des Teils II. der Anlage 7. 2Die von den Regionalkommissionen 

vorgenommenen Festsetzungen gelten nach dem 31.Juli 2025 für bis dahin begonnene 

Ausbildungsverhältnisse bis zu deren Beendigung fort. 3Soweit am 31.Juli 2021 bereits 

aufgrund bis dahin bestehender Kompetenzübertragung zur Regelung der 

Ausbildungsverhältnisse der Ausbildung zum Heilerziehungspfleger Regelungen und 

Festsetzungen durch einzelne Regionalkommissionen vorgenommen wurden, gelten 

deren Regelungen bis zu einer neuerlichen Festsetzung fort, auch soweit sie von den 

Regelungen dieses Abschnittes abweichen. 
 

Teil III. Übergangsregelung  

(1) 1Für alle bis zum 31. Juli 2021 begonnenen Ausbildungsverhältnisse finden vorläufig 

die Regelungen der Anlage 7 in der Fassung vom 31. Juli 2021 Anwendung. 2Erst mit 

Beginn des nächsten Ausbildungsjahres, frühestens jedoch ab dem 1. April 2022, finden 
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für das jeweilige Ausbildungsverhältnis die Regelungen der Anlage 7 in der Fassung ab 

dem 1. August 2021 Anwendung. 

(2) Für alle ab dem 1. August 2021 begonnenen Ausbildungsverhältnisse finden die 

Regelungen der Anlage 7 in der Fassung ab dem 1. August 2021 Anwendung.“ 
 

II.  Inkrafttreten und Befristung mittlerer Werte 
 

 Die Änderungen treten zum 1. August 2021 in Kraft.  

Die in B.I. festgelegten Euro-Beträge für die Ausbildungsvergütungen und Ausbil-

dungsentgelte sowie für die monatlichen Zulagen sind mittlere Werte und bis zum 31. 

Dezember 2022 befristet. 
 

Abschnitt 2: Beschlüsse zur Kompetenzübertragung 
 

A.  Kompetenzübertragung auf die RK Bayern zur Vergütung von Berufspraktikanten zum/zur 

Betriebswirt/in für Ernährungs- und Versorgungsmanagement  
 

I.  Gemäß § 13 Abs. 6 Satz 1, 2. Alternative AK-Ordnung wird an die Regionalkommission 

 Bayern die Regelungszuständigkeit zur Regelung der Eingruppierung und Vergütung für 

 Berufspraktikanten/innen innerhalb der Ausbildung/Fortbildung zum Betriebswirt, zur Be-

 triebswirtin für Ernährung und Versorgungsmanagement mit Wirkung zum 1. Juni 2021 

 übertragen. Die Übertragung der Regelungszuständigkeit ist befristet bis zum 31. Dezem-

 ber 2025. 
 

II. Der Beschluss tritt zum 1. Juni 2021 in Kraft  

 

B.  Kompetenzübertragung auf die RK Bayern zur Tarifierung des Sozialpäda- 

 gogischen Einführungsjahres (SEJ) innerhalb der Erzieherausbildung  
 

I. Gemäß § 13 Abs. 6 Satz 1, 2. Alternative AK-Ordnung wird an die Regionalkommission 

Bayern die Regelungszuständigkeit zur Regelung der Tarifierung des Sozialpädagogischen 

Einführungsjahres (SEJ) innerhalb der Erzieherausbildung mit Wirkung zum 1. Juni 2021 

übertragen. Die Übertragung der Regelungszuständigkeit ist befristet bis zum 31. Dezember 

2025. 
 

II.  Der Beschluss tritt zum 1. Juni 2021 in Kraft. 
 

C. Kompetenzübertragung auf die RK Bayern für das Berufspraktikum Pädagogische 

Fachkraft für Grundschulkinderbetreuung 
 

I.  Gemäß § 13 Abs. 6 Satz 1, 2. Alt. AK-Ordnung wird an die Regionalkommission Bayern 

 die Regelungszuständigkeit zur Regelung der Eingruppierung und Vergütung für Berufs-

 praktikanten/innen innerhalb der Ausbildung zur „Pädagogischen Fachkraft für Grund-

 schulkindbetreuung“ (Schulversuch) sowie der Eingruppierung als Fachkraft mit Wirkung 

 zum 1. September 2021 übertragen. Die Übertragung der Regelungszuständigkeit ist 

befristet bis zum 31. Dezember 2025. 
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II.  Der Beschluss tritt zum 1. September 2021 in Kraft. 

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit für das Bistum Görlitz in Kraft gesetzt. 
 

Görlitz, 8. Dezember 2021 

Az. 560/2021 
 

 L.S. 

gez. + Wolfgang Ipolt 

                 Bischof  

   gez. Joachim Baensch 

                 Kanzler 

 

Nr. 98 Ordnung über die Führung von Personalakten und Verarbeitung von 

Personalaktendaten von Klerikern und Kirchenbeamten 

(Personalaktenordnung) 

 

PRÄAMBEL 

 

Die katholischen (Erz-)Bischöfe in Deutschland erlassen, jeweils für ihren Bereich, 

- zur Sicherstellung einer einheitlichen und rechtssicheren Personalaktenführung im Bereich der 

Deutschen Bischofskonferenz, 

- unter Beachtung der anerkannten Grundsätze der Personalaktenführung, namentlich der 

Transparenz, der Richtigkeit und Vollständigkeit, der Zulässigkeit der Information sowie der 

Vertraulichkeit, 

- unter Berücksichtigung beamten-, arbeits- und kirchenrechtlicher Standards, 

- in der Absicht, eine Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs im Raum der katholischen Kirche 

zu ermöglichen und 

- unter Wahrung der Privatsphäre und der Persönlichkeitsrechte der Bediensteten und Dritter 

folgende Ordnung: 

 

§ 1  

Geltungsbereich 

 

Diese Ordnung regelt die Führung von Personalakten und die Verarbeitung von 

Personalaktendaten von Klerikern, Kandidaten und Kirchenbeamten (im Folgenden: Bedienstete1), 

die im Bistum Görlitz inkardiniert sind oder die im Verantwortungsbereich des Bistums Görlitz eine 

dienstliche Funktion ausüben oder sich in Ausbildung oder im Ruhestand befinden. Für 

Kirchenbeamte gilt diese Ordnung nicht, soweit die personalaktenrechtlichen Bestimmungen des 

Landes- oder Bundesbeamtenrechts Anwendung finden. 

 

 

                                                 
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Ordnung von einer geschlechterdifferenzierenden Schreibweise 
abgesehen.  
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§ 2 

Verhältnis zum KDG und zur KAO 

 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten finden das Gesetz über den Kirchlichen 

Datenschutz (KDG) und die zu seiner Durchführung ergangenen Vorschriften, insbesondere die 

Durchführungsverordnung zum Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG-DVO), sowie die 

Anordnung über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche (Kirchliche 

Archivordnung – KAO) in ihrer jeweils geltenden Fassung Anwendung, soweit sich aus dieser 

Ordnung nichts Abweichendes ergibt. 

 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieser Ordnung bezeichnet der Ausdruck  

 

a) „Kleriker“: Diözesanbischöfe, Weihbischöfe, Diözesanpriester und Diözesandiakone, Priester 

und Diakone einer Ordensgemeinschaft im Sinne von lit. d), die aufgrund eines 

Gestellungsvertrags im Dienst des Bistums tätig sind; 

b) „Kandidaten“: Bewerber, die durch den Diözesanbischof oder seinen Beauftragten als Alumnus 

in das Priesterseminar oder als Bewerber für das Ständige Diakonat aufgenommen sind; 

c) „Kirchenbeamte“: in einem kirchlichen Beamtenverhältnis stehende Personen, soweit die 

personalaktenrechtlichen Bestimmungen des Landes- oder Bundesbeamtenrechts keine 

Anwendung finden; 

d) „Ordensgemeinschaft“: Institute des geweihten Lebens und Gesellschaften des apostolischen 

Lebens, sowie vergleichbare Gemeinschaften; 

e) „Verarbeitung“: jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte Vorgang oder 

jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das 

Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder 

Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch 

Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die 

Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung, vgl. § 4 Nr. 3 KDG; 

f) „Dienstverhältnis“: die rechtliche Grundlage der Tätigkeit, sei es das spezielle 

Inkardinationsverhältnis eines Klerikers oder ein anderes kirchliches Dienstverhältnis; 

g) „Dienstherr“: den Ortsordinarius (Diözesanbischof, Generalvikar). 

 

§ 4 

Verpflichtung zur Führung einer Personalakte 

 

(1) Für jeden Bediensteten des Bistums Görlitz ist eine Personalakte zu führen. 

 

(2) Personalaktenführende Stelle ist der Inkardinationsordinarius, für Kirchenbeamte das Bistum. 

Diese bestimmen eine verantwortliche Person, welche nach Maßgabe dieser Ordnung 
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entscheidet, welche Vorgänge in die Personalakten aufgenommen oder entfernt werden. Die 

verantwortliche Person kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Untervollmachten erteilen. 

 

(3) Das Bistum ist Verantwortlicher im Sinne des § 4 Nr. 9 KDG und des § 2 der Kirchlichen 

Datenschutzgerichtsordnung (KDSGO). 

 

§ 5 

Grundsätze der Personalaktenführung 

 

(1) Personalakten sind nach den allgemeinen Standards und Regeln der Schriftgutverwaltung zu 

führen. 

 

(2) Personalakten sind vertraulich zu behandeln und durch technische und organisatorische 

Maßnahmen vor unbefugter Einsicht zu schützen. 

 

(3) Der Dienstherr darf personenbezogene Daten über Bedienstete nur verarbeiten, soweit dies für 

die Begründung, Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des Dienstverhältnisses oder 

zur Durchführung organisatorischer, personeller oder sozialer Maßnahmen, insbesondere zum 

Zwecke der Personalplanung und des Personaleinsatzes erforderlich ist oder eine 

Rechtsvorschrift dies erlaubt oder die Einwilligung des Bediensteten vorliegt. 

 

(4) Die Personalakte kann in Teilen oder vollständig automatisiert geführt werden. 

 

(5) Personalakten unterliegen dem Datenschutz nach Maßgabe der einschlägigen kirchen- und 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen. Sie sind mit besonderer Sorgfalt zu führen und zu 

verwahren. Alle Personen, die Zugang zu Personalakten haben, unterliegen einer besonderen 

Verschwiegenheitspflicht und haben auch nach Beendigung des Dienst- oder 

Arbeitsverhältnisses über personenbezogene Daten Verschwiegenheit zu wahren. 

 

(6) Der Akteninhalt ist innerhalb der in § 8 bis § 10 festgelegten Struktur fortlaufend und 

fälschungssicher zu paginieren. Werden einzelne Blätter aus einer durchnummerierten 

Personalakte entnommen, ist dies in neutraler Form, unter Angabe des Grundes und der 

Person, die die Entnahme veranlasst hat, in der Personalakte zu kennzeichnen. Werden die 

Personalakten statt in Papierform in elektronischer Form geführt, so ist ein revisionssicheres 

EDV-System zu verwenden, das die Paginierung ersetzt. 

 

§ 6 

Beihilfeakten 

 

(1) Unterlagen über Beihilfen sind als Teilakte gemäß den Regelungen des § 5 zu führen. Diese ist 

von der übrigen Personalakte getrennt aufzubewahren. Sie soll in einer von der übrigen 

Personalverwaltung getrennten Organisationseinheit bearbeitet werden. Zugang sollen nur 

Beschäftigte dieser Organisationseinheit haben. 
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(2) Personenbezogene Daten dürfen ohne Einwilligung für Beihilfezwecke verarbeitet werden, 

soweit die Daten für diese Zwecke erforderlich sind. Für andere Zwecke dürfen 

personenbezogene Daten aus der Beihilfeakte verarbeitet werden, wenn sie erforderlich sind  

1. für die Einleitung oder Durchführung eines behördlichen oder gerichtlichen Verfahrens, 

das im Zusammenhang mit einem Beihilfeantrag steht, oder 

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl, zur Abwehr einer sonst unmittelbar 

drohenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder zur Abwehr einer schwerwiegenden 

Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Unterlagen über Heilfürsorge und Heilverfahren. 

 

(4) Personenbezogene Daten aus der Beihilfeakte dürfen ohne Einwilligung genutzt werden, 

soweit sie für die Festsetzung und Berechnung der Besoldung oder Versorgung oder für die 

Prüfung der Kindergeldberechtigung erforderlich sind. Dies gilt auch für Daten aus der 

Besoldungsakte und der Versorgungsakte, soweit sie für die Festsetzung und Berechnung der 

Beihilfe erforderlich sind.  

 

(5) Die Beihilfebearbeitung sowie die Führung der Beihilfeakte können mit Zustimmung der 

personalaktenführenden Stelle auf eine andere Stelle übertragen werden. Dieser Stelle dürfen 

personenbezogene Daten, einschließlich Gesundheitsangaben, übermittelt werden, soweit 

deren Kenntnis für die Beihilfebearbeitung erforderlich ist. Die Absätze 1 bis 3 sind für diese 

Stelle anzuwenden. 

 

§ 7 

Inhalt der Personalakten allgemein 

 

(1) Die Personalakte gibt ein möglichst vollständiges Bild über den dienstlichen Werdegang und 

die Eignung des Bediensteten, um daraus Erkenntnisse für den sachgerechten Personaleinsatz 

und eine effektive Personalplanung zu gewinnen. 

 

(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die den Bediensteten betreffen, soweit sie mit 

seinem Dienstverhältnis in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen  

(Personalaktendaten), insbesondere 
 

a) aktueller Personalbogen, 

b) Abschlussexamenszeugnisse, Unterlagen zum Ausbildungsverlauf, Praktika, 

c) Nachweise über Aus-, Fort- und Weiterbildung, 

d) Nachweise über Auszeiten, Beurlaubungen, 

e) dienstliche Beurteilungen, 

f) Gesundheitszeugnisse, ärztliche und psychologische Gutachten, 

g) Unterlagen über Ermittlungs- und Strafverfahren durch staatliche 

Strafverfolgungsbehörden sowie abschließende Dekrete oder Urteile einer kanonischen 
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Voruntersuchung eines Disziplinar- oder Strafprozesses (ggf. in Kopie) mit einem Vermerk 

darüber, wo die vollständigen Unterlagen zu diesen Verfahren zu finden sind, 

h) Unbedenklichkeitsbescheinigung, Selbstverpflichtungserklärungen und Selbst-

auskunftserklärungen nach der Rahmenordnung - Prävention gegen sexualisierte Gewalt 

an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen (Präventionsordnung), 

i) Teilnahmebescheinigungen an Schulungs- und Fortbildungsveranstaltungen zum Thema 

Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder 

hilfebedürftigen Erwachsenen, 

j) Aktenvermerke über die Einleitung von Plausibilitätsprüfungen nach Nr. 20 der Ordnung 

für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 

hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen 

Dienst mit einem Hinweis darüber, wo diese Vorgangsakten zu finden sind. 
 

Die Unterlagen gemäß lit. f und g sind gesondert gesichert zu verwahren. 

 

(3) Nicht Bestandteil der Personalakten sind Vorgänge, die sachlichen, vom Dienstverhältnis zu 

trennenden Zwecken dienen, auch wenn in ihnen die persönlichen dienstlichen 

Verhältnisse des Bediensteten berührt sind. Dies sind insbesondere 
 

a) anonyme Schreiben, 

b) Prüfungsarbeiten, 

c) Unterschriftensammlungen und Bittbriefe für oder gegen den Verbleib des Klerikers in der 

Gemeinde, 

d) Publikationen (z. B. Fachaufsätze oder Pressebeiträge), 

e) Korrespondenz privater Natur ohne Bezug zum Dienstverhältnis, z. B. 

Glückwunschschreiben, Dienstreiseberichte, 

f) Presseausschnitte. 

 

(4) Auszüge und Abschriften von Schriftstücken, die zur Personalakte gehören, dürfen nur dann in 

andere Akten aufgenommen werden, wenn dies durch Rechtsvorschriften ausdrücklich 

angeordnet oder zugelassen worden oder wenn dies zum Schutz berechtigter höherrangiger 

Interessen zwingend erforderlich ist. Werden Auszüge und Abschriften von Schriftstücken, die 

zur Personalakte gehören, auch in andere Akten aufgenommen, ist in der Personalakte zu 

vermerken, um welche Akten es sich handelt und wo sie sich befinden. 

 

(5) Die Personalakte kann in eine Grundakte (auch Hauptakte genannt) und mehrere Teil-akten, 

wie Besoldungsakte und Versorgungsakte, gegliedert werden. Ob eine solche Aufteilung in 

Grund- und Teilakten erfolgt, liegt im Ermessen der personalaktenführenden Stelle. Sind 

Teilakten vorhanden, ist in der Grundakte zu vermerken, um welche Teilakten es sich handelt 

und wo sie sich befinden. In Fällen des § 14 ist das Führen einer Nebenakte zulässig. Wird die 

Personalakte weder vollständig in Schriftform noch vollständig elektronisch geführt, so muss 

sich aus dem Verzeichnis nach Satz 4 ergeben, welche Teile der Personalakte in welcher Form 

geführt werden. In die Grundakte ist ein vollständiges Verzeichnis aller Teil- und Nebenakten 

aufzunehmen. 
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(6) Im Übrigen sind die Bestimmungen dieser Ordnung vollumfänglich auf Teilakten 

anzuwenden. 

 

§ 8 

Gliederung und Inhalt der Personalakte von Klerikern im Besonderen 

 

(1) Die Gliederung der Personalakte von Klerikern soll nach zeitlichen und sachlichen 

Gesichtspunkten erfolgen. 

 

(2) Die Gliederung nach zeitlichen Gesichtspunkten findet wie folgt statt: 

 

a) Zeitraum von der Annahme als Alumnus in das Priesterseminar gemäß can. 241 CIC oder 

ab der Annahme in den Bewerberkreis für das Ständige Diakonat bis hin zur 

Diakonenweihe, 

b) Zeitraum ab der Diakonenweihe 

- bis zum Tod des Klerikers oder 

- der Umkardination oder 

- der Entlassung aus dem Klerikerstand. 

 

(3) Die sachliche Gliederung erfolgt innerhalb dieser beiden Abschnitte, wobei die einzelnen 

Dokumente chronologisch abzulegen sind. 

 

§ 9 

Inhalt der Personalakten von Kandidaten für den Zeitraum bis zur Diakonenweihe 

 

Für den Zeitraum bis zur Diakonenweihe sind über die in § 7 genannten Unterlagen hinaus 

insbesondere folgende Dokumente in die Personalakte des Klerikers oder des Kandidaten 

aufzunehmen: 

 

a) Bewerbung als Alumnus in das Priesterseminar oder für das Ständige Diakonat mit Lebenslauf, 

Taufschein, Firmzeugnis, Reifezeugnis und ggf. Bewerbungsfotos, 

b) Bestätigung der Aufnahme als Alumnus in das Priesterseminar oder als Bewerber für das 

Ständige Diakonat durch den Ortsordinarius oder den Regens, 

c) Bestätigung der Aufnahme in den Pastoralkurs, 

d) Referenzen und Beurteilungen, u. a. von Heimat- und Praktikumspfarrern, Schulmentoren etc., 

e) Urkunde über die Admissio sowie die Beauftragung zum Lektorat und Akolythat, 

f) Zulassungsdokumente für die Diakonenweihe einschließlich des Abschlussberichts des Regens 

mit Empfehlung der Zulassung zur Diakonenweihe, 

g) alle Dokumente, die das gesamtkirchliche (cann. 1050, 1051 CIC) und partikulare Recht für die 

Spendung der Diakonenweihe verlangt, 

h) Urkunde zur Diakonenweihe. 
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§ 10 

Personalakteninhalt von Klerikern für den Zeitraum ab der Diakonenweihe 

 

(1) Für den Zeitraum ab der Diakonenweihe muss die Personalakte des Klerikers einen regelmäßig 

zu aktualisierenden Personalbogen enthalten. 

 

(2) Über die in den §§ 7 und 9 aufgeführten Bestandteile hinaus sind insbesondere noch folgende 

Dokumente und Urkunden in die Personalakte aufzunehmen: 

 

a) In- bzw. Exkardinationsurkunden, 

b) Vorbereitung auf die Priesterweihe mit dazugehörigen Praktika bzw. Feriendiakonaten, 

Abschlussbericht des Regens mit Empfehlung der Zulassung zur Priesterweihe, 

c) alle Dokumente, die das gesamtkirchliche (cann. 1050, 1051 CIC) und partikulare Recht für 

die Spendung der Priesterweihe verlangt, 

d) Urkunde zur Priesterweihe, 

e) Urkunde und Zeugnisse von Examina, die im Rahmen der pastoralen Ausbildung abgelegt 

wurden, 

f) Ernennungsurkunden, ggf. mit Stellenbeschreibung, 

g) Ehrungen dienstlicher und außerdienstlicher Art, Auszeichnungen usw., 

h) Informationen über Versetzungen eines Klerikers innerhalb und außerhalb des Bistums, 

i) Schriftwechsel zwischen Kleriker und Bistumsleitung (Diözesanbischof, Ordinariat), soweit 

sie mit dem Dienstverhältnis des Klerikers in einem inneren Zusammenhang stehen, 

j) Gesprächsprotokolle, ggf. auch von den Visitationsgesprächen, soweit sie dem Kleriker zur 

Kenntnis gegeben und von ihm gegengezeichnet wurden, 

k) gravierende Beschwerden und Bewertungen über die Dienst- und Lebensführung, 

kirchenrechtliche Maßnahmen und Strafverfahren, Meldungen an römische Dikasterien, 

l) Verfügungen im Todesfall, soweit sie vom Bediensteten der personalaktenführenden Stelle 

überlassen wurden, mit gesonderter Sicherung versehen. 

 

§ 11 

Zugang zur Personalakte 

 

Zugang zur Personalakte dürfen nur Beschäftigte haben, die im Rahmen der Personalverwaltung 

mit der Bearbeitung von Personalangelegenheiten beauftragt sind, und nur soweit dies zu Zwecken 

der Personalverwaltung oder der Personalwirtschaft erforderlich ist. 

 

§ 12 

Anhörungspflicht 

 

(1) Der Bedienstete ist zu Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, die für ihn ungünstig 

sind oder ihm nachteilig werden können, vor deren Aufnahme in die Personalakte zu hören, 

soweit die Anhörung nicht nach anderen Rechtsvorschriften erfolgt. Die Äußerung des 

Bediensteten soll schriftlich erfolgen und ist zur Personalakte zu nehmen. Sofern der 
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Bedienstete auf die Abgabe einer Stellungnahme verzichtet, ist dieses in der Personalakte zu 

vermerken. 

 

(2) Dienstliche Beurteilungen sind dem Bediensteten vor Aufnahme in die Personalakte zur 

Kenntnis zu bringen. Dies ist aktenkundig zu machen, wobei eine Stellungnahme des 

Bediensteten ebenfalls zu den Akten zu nehmen ist. 

 

§ 13 

Recht auf Akteneinsicht 

 

(1) Jeder Bedienstete hat, auch nach Beendigung seines Dienstverhältnisses, ein Recht auf Einsicht 

in seine vollständige Personalakte. 

 

(2) Einem Bevollmächtigten des Bediensteten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienstliche Gründe 

nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene und deren Bevollmächtigte, wenn ein 

rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird. 

 

(3) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Die Einsicht in die 

Personalakte darf zum Ausschluss von Manipulationen nur unter Aufsicht erfolgen. Soweit 

dienstliche Gründe dem nicht entgegenstehen, können Auszüge, Abschriften oder Ausdrucke 

gefertigt werden. 

 

§ 14 

Vorlage und Weitergabe von Personalakten 

 

(1) Mit Einwilligung des Bediensteten ist es zulässig, die Kopie der Personalakte den 

Personalverantwortlichen einer anderen (Erz-)Diözese bzw. einem anderen Dienstherrn 

vorzulegen, soweit dies für die Zwecke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft 

erforderlich ist. 

 

(2) Wechselt ein Kleriker in den Dienst eines kirchlichen Rechtsträgers außerhalb seiner 

Inkardinationsdiözese (auswärtige Tätigkeit, Transmigration), bleibt die Inkardinationsdiözese 

für die Dauer dieser Tätigkeit die personalaktenführende Stelle. In diesem Fall stellt die 

Inkardinationsdiözese dem auswärtigen kirchlichen Rechtsträger eine Kopie der Personalakte 

zur Verfügung, die innerhalb einer Frist von sechs Wochen zurückgesandt und im Anschluss 

von der Inkardinationsdiözese mit Rückgabevermerk vernichtet wird. Der auswärtige kirchliche 

Rechtsträger stellt sicher, dass alle personalaktenrelevanten Dokumente und Vorgänge für die 

Dauer der auswärtigen Tätigkeit unverzüglich der Inkardinationsdiözese übermittelt werden. 

Endet der Einsatz des Klerikers, übermittelt der auswärtige kirchliche Rechtsträger eine Kopie 

seiner geführten Nebenakte ebenfalls der Inkardinationsdiözese und schließt die Nebenakte 

mit einem entsprechenden Vermerk. 
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(3) Im Falle einer Umkardination wird die neue Inkardinationsdiözese bzw. die Ordens-

gemeinschaft personalaktenführende Stelle. Die Akte in der bisherigen Inkardinationsdiözese 

bzw. in der Ordensgemeinschaft wird geschlossen und nach Ablauf der Frist gemäß § 17 Abs. 

4 in deren Archiv überführt. Eine vollständige Kopie dieser Akte wird der neuen 

Inkardinationsdiözese übersandt; die Personalakte wird nun dort geführt. 

 

(4) Tritt ein Ordenskleriker aufgrund eines Gestellungsvertrags in den Dienst einer (Erz-) Diözese, 

bleibt die Ordensgemeinschaft für die Dauer der Gestellung die personalaktenführende Stelle. 

Die Ordensgemeinschaft stellt dem auswärtigen Träger eine Kopie der Personalakte im Sinne 

dieser Ordnung zur Verfügung. Abweichend von Satz 2 kann der Diözesanbischof einer 

Gestellung auch zustimmen, wenn eine qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung durch 

den Ordensobern vorliegt. Die Kopie der Personalakte wird innerhalb einer Frist von sechs 

Wochen zurückgesandt und im Anschluss von der Ordensgemeinschaft mit Rückgabevermerk 

vernichtet. Der auswärtige Träger stellt sicher, dass alle personalaktenrelevanten Dokumente 

und Vorgänge für die Dauer der auswärtigen Tätigkeit unverzüglich der Ordensgemeinschaft 

übermittelt werden. Endet der Einsatz des Ordensklerikers, übermittelt der auswärtige Träger 

eine Kopie seiner geführten Nebenakte an die Ordensgemeinschaft und schließt die Nebenakte 

mit einem entsprechenden Vermerk. 

 

(5) Die Regelungen der Absätze 2 bis 3 gelten entsprechend auch für Kleriker und Kirchenbeamte, 

soweit Unterlagen von staatlicher Seite angefordert werden. 

 

(6) Abweichend von Absatz 1 darf Ärzten, Psychologen oder Therapeuten, die im Auftrag der 

personalaktenführenden Dienststelle ein medizinisches oder psychologisches Gutachten 

erstellen, die Personalakte ohne Einwilligung übermittelt werden. Der betroffene Bedienstete 

ist über den Vorgang schriftlich zu informieren. 

 

(7) Soweit die personalaktenführende Stelle Aufgaben, die ihr gegenüber den Bediensteten 

obliegen, einer anderen Stelle zur selbstständigen Bearbeitung übertragen hat, darf sie dieser 

Stelle ausschließlich die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Personalaktendaten 

übermitteln.  

 

§ 15 

Auskunft an Dritte 

 

(1) Auskünfte an Dritte, aber keine Akteneinsicht, dürfen ohne Einwilligung des Bediensteten 

erteilt werden, wenn dies zwingend erforderlich ist 

 

a) für die Abwehr einer erheblichen Beeinträchtigung des Gemeinwohls oder 

b) für den Schutz berechtigter, höherrangiger Interessen der oder des Dritten. 

 

Inhalt und Empfänger der Auskunft sind dem Bediensteten schriftlich mitzuteilen. 
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(2) Ein berechtigtes, höherrangiges Interesse an der Kenntnis der als Auskunft zu übermittelnden 

Daten nach Abs. 1 besteht insbesondere dann, wenn der Dritte glaubhaft macht, dass der 

Bedienstete Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches 

begangen hat und der Dritte als Betroffener der Straftat oder dessen Angehörige ersten Grades 

auf konkrete Anfragen hin Auskunft begehren. Dasselbe gilt für Anfragen zur 

Plausibilitätsprüfung nach Nr. 20 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 

Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 

Beschäftigte im kirchlichen Dienst. 

 

(3) Auf Wunsch des Dritten, welcher ein berechtigtes, höherrangiges Interesse geltend gemacht 

hat, ist die Auskunft durch einen staatlichen Notar zu erteilen. Dieser ist als 

Berufsgeheimnisträger in besonderem Maße auf die Einhaltung der 

Datenschutzbestimmungen und der Achtung der Persönlichkeitsrechte Dritter verpflichtet. Der 

Notar erhält ein Einsichtsrecht in die die Auskunft betreffenden Unterlagen und erteilt im 

Anschluss die gewünschte Auskunft. 

 

§ 16 

Entfernung von Personalaktendaten 

 

Der Bedienstete hat das Recht, von der personalaktenführenden Stelle zu verlangen, Unterlagen 

über Tatsachen, Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen unverzüglich aus der Personalakte 

zu entfernen und zu vernichten, wenn diese erwiesen unbegründet oder falsch sind. Die 

personalaktenführende Stelle hat die Pflicht, dies unverzüglich umzusetzen. 

 

§ 17 

Aufbewahrungsfristen 

 

(1) Personalakten sind nach ihrem Abschluss von der personalaktenführenden Stelle fünf Jahre in 

der laufenden Registratur aufzubewahren. 

 

(2) Personalakten sind abgeschlossen 

 

a) bei Klerikern 

- mit Umkardination 

- mit dem Verlust des Klerikerstandes 

- mit Tod, 

b) bei Kirchenbeamten 

- bei Ausscheiden aus dem kirchlichen Dienst mit Ablauf des Jahres des Erreichens der 

Regelaltersgrenze, wenn mögliche Versorgungsempfänger nicht mehr vorhanden sind 

oder 

- wenn der Bedienstete ohne versorgungsberechtigte oder altersgeldberechtigte 

Hinterbliebene verstorben ist, mit Ablauf des Todesjahres oder 
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- wenn nach dem Tod des Bediensteten versorgungsberechtigte oder 

altersgeldberechtigte Hinterbliebene vorhanden sind, mit Ablauf des Jahres, in dem die 

letzte Versorgungsverpflichtung entfallen ist. 

 

(3) Versorgungsakten sind für die Dauer von zehn Jahren nach Ablauf des Jahres, in dem die letzte 

Versorgungszahlung geleistet worden ist, aufzubewahren. Besteht die Möglichkeit eines 

Wiederauflebens des Anspruchs, sind die Akten 30 Jahre aufzubewahren. 

 

(4) Nach Ablauf dieser Frist sind die Personalakten ins Archiv der betreffenden (Erz-)Diözese 

gemäß § 3 Abs. 4 KAO zu überführen. Diese Akten sind von einer Bewertung durch das 

zuständige Archiv ausgenommen und grundsätzlich in Gänze im Archiv zu verwahren, wobei 

sie von ihrer Übernahme ins Archiv an für Forschungs- und Aufarbeitungszwecke zur 

Verfügung stehen. 

 

(5) Teilakten wie insbesondere Besoldungs- oder Beihilfeakten unterliegen den Bewertungs- und 

Übernahmeregelungen der KAO. 

 

§ 18 

Kirchliche Disziplinar- und Strafverfahren 

 

(1) Die für die kirchlichen Disziplinar- oder Strafverfahren zuständigen Stellen haben ohne 

Einwilligung des Bediensteten das Recht auf Einsicht in dessen Personalakte, sobald ein 

Disziplinar- oder Strafverfahren, beginnend mit der Voruntersuchung, eröffnet wird. 

 

(2) Kirchliche Disziplinar- und Strafprozessakten verbleiben bei der ausführenden Behörde und 

werden nach Abschluss des Verfahrens dem kirchlichen Archiv angeboten. Kopien der 

abschließenden Dekrete und Endurteile der Disziplinar- und Strafprozesse werden umgehend 

zur Personalakte genommen. 

 

§ 19 

Übermittlungen in staatlichen Strafverfahren 

 

Für die Übermittlung von Personalaktendaten in einem staatlichen Strafverfahren gelten die 

gesetzlichen Bestimmungen. Die Vorschriften des Kirchlichen Datenschutzgesetzes sind 

einzuhalten. 

 

§ 20 

Automatisierte Verarbeitung von Personalaktendaten 

 

(1) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personalverwaltung oder der Personalwirtschaft 

automatisiert oder digital verarbeitet werden. Ihre Übermittlung ist nur nach Maßgabe dieser 

Ordnung oder der einschlägigen Bestimmungen des Kirchlichen Datenschutzgesetzes 

zulässig. 
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(2) Personalaktendaten im Sinne des § 6 dürfen nur im Rahmen ihrer Zweckbestimmung und nur 

von den übrigen Personaldateien technisch und organisatorisch getrennt automatisiert oder 

digital verarbeitet werden. 

 

(3) Von den Unterlagen über medizinische oder psychologische Untersuchungen und Tests dürfen 

im Rahmen der Personalverwaltung nur die Ergebnisse automatisiert oder digital verarbeitet 

werden, soweit sie die Eignung betreffen und ihre Verwendung dem Schutz der Bediensteten 

dient. 

 

(4) Bei erstmaliger Speicherung ist dem Bediensteten die Art der zu seiner Person nach Absatz 1 

gespeicherten Daten mitzuteilen. 

 

§ 21 

Rechtsweg bei Streitigkeiten 

 

Im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften der Kirchlichen Datenschutzgerichtsordnung 

(KDSGO) können Individualrechte im Sinne dieser Ordnung, unbeschadet der Möglichkeit der 

Verwaltungsbeschwerde (hierarchischer Rekurs), bei den kirchlichen Gerichten in 

Datenschutzangelegenheiten geltend gemacht werden. Es gelten die Vorschriften der KDSGO. 

 

§ 22 

Ausführungsbestimmungen 

 

Der Ortsordinarius kann zu dieser Ordnung Ausführungsbestimmungen erlassen. 

 

§ 23 

Inkrafttreten 

 

(1) Die vorstehenden Regelungen sind vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an auf Personalakten 

von Bediensteten anzuwenden, deren Dienstverhältnis nach diesem Zeitpunkt begründet wird. 

 

(2) Alle Regelungen dieser Ordnung finden mit dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens unmittelbare 

Anwendung auch auf Personalakten von Bediensteten, die sich bereits im Dienst befinden 

sowie auf Personalakten von bereits ausgeschiedenen Bediensteten, die sich noch in der 

laufenden Registratur befinden. Von einer Neuordnung der bereits vorhandenen 

Personalaktendaten nach den §§ 8 bis 10 dieser Ordnung kann abgesehen werden, wenn zum 

Stichtag des Inkrafttretens eine deutliche Zäsur in die Personalakte eingefügt wird und ab 

diesem Zeitpunkt die Personalakte nach Satz 1 geführt wird. 

 

(3) Alle bisherigen Regelungen zur Personalaktenführung von Klerikern, Kandidaten und 

Kirchenbeamten, soweit für letztere nicht die personalaktenrechtlichen Bestimmungen des 

Landes- oder Bundesbeamtengesetzes Anwendung finden, treten mit Inkrafttreten dieser 

Ordnung außer Kraft. 
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Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 

 

Diese Ordnung entspricht dem Beschluss der Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz 

vom 22. September 2021. 

 

Görlitz, 8. Dezember 2021 

Az. 427/2020 

L.S. 

gez. +Wolfgang Ipolt 

           Bischof 

gez. Joachim Baensch 

Kanzler 

 

Nr. 99 Dekret zur Änderung der Dienstvertragsordnung des Bistums 

Görlitz 

 

- Beschlüsse 4/2021 und 5/2021 der Regional-KODA Nord-Ost vom 9. September 2021 - 

 

In der Sitzung am 9. September 2021 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost folgendes beschlossen: 
 

Beschluss 4/2021 
 

Änderung der DVO 

I. 

§ 3a – Prävention sexueller Gewalt – wird vollumfänglich aufgehoben und durch die nachfolgende 

Regelung ersetzt: 

„§ 3a 

Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
 

(1) Jeder Mitarbeiter, der im Rahmen seiner Tätigkeit Kinder, Jugendliche oder schutz- oder 

hilfebedürftige Erwachsene beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder vergleichbaren 

Kontakt hat, hat auf Verlangen des Dienstgebers in regelmäßigen Abständen ein aktuelles 

erweitertes Führungszeugnis nach den jeweils geltenden Bestimmungen des 

Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) vorzulegen.  

(2) Während des bestehenden Arbeitsverhältnisses trägt der Dienstgeber die Kosten.  

(3a) Der Dienstgeber überprüft das vorgelegte, erweiterte Führungszeugnis und bestätigt in der 

Personalakte, dass die Vorlagepflicht erfüllt wurde.  

(3b) Enthält das Führungszeugnis relevante Einträge im Sinne des § 72a des Sozialgesetzbuches – 

Achtes Buch (SGB VIII), ist eine Kopie dieses Zeugnisses mit besonderer Sicherung in der 

Personalakte zu verwahren (siehe § 3b Absatz 6b Sätze 3 und 4) und das Zeugnis dem Mitarbeiter 

zurückzugeben. 
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(3c) Enthält das Führungszeugnis keine relevanten Einträge, ist dies in der Personalakte zu verzeichnen 

und das Zeugnis dem Mitarbeiter zurückzugeben.  

(4) Andere Straftaten außer den in § 72a SGB VIII genannten sind nicht Zweck der Datenerhebung und 

unterliegen somit grundsätzlich einem Verwertungsverbot. Die Verarbeitung für einen anderen 

Zweck als zu demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, ist nur zulässig, 

wenn die Voraussetzungen des § 6 Absatz 2 lit. f), g) oder h) des Gesetzes über den Kirchlichen 

Datenschutz (KDG) vorliegen. 

(5) Der Dienstgeber ist berechtigt, von Mitarbeitern im Sinne des Absatzes 1 die Vorlage einer 

Selbstauskunftserklärung bezüglich der in § 72a Absatz 1 SGB VIII genannten Straftaten zu 

verlangen. Diese enthält, sofern die Verurteilung noch nicht nach dem BZRG getilgt ist, Angaben, 

ob der Mitarbeiter wegen einer Straftat nach §72a Absatz 1 SGB VIII verurteilt worden ist und ob 

insoweit ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren gegen ihn eingeleitet worden ist. 

Darüber hinaus ist die Verpflichtung enthalten, bei Einleitung eines solchen 

staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens dem Rechtsträger hiervon unverzüglich Mitteilung 

zu machen. Diese Erklärung ist mit besonderer Sicherung der Personalakte beizufügen (siehe § 3b 

Absatz 6b Sätze 3 und 4).  

(6) Der Dienstgeber erarbeitet im jeweiligen Arbeitsbereich einen Verhaltenskodex unter Beteiligung 

der Mitarbeiterschaft und erlässt diesen als Dienstanweisung (Hausordnung nach Anhörung der 

Mitarbeitervertretung im Sinne von § 29 Absatz 1 Ziffer 3 MAVO). In Einrichtungen, in denen eine 

MAV besteht, ist alternativ der Abschluss einer Dienstvereinbarung nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 MAVO 

zulässig. 

(7a) Der Dienstgeber organisiert für Mitarbeiter, die im Rahmen ihrer Tätigkeit Kinder, Jugendliche 

oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene beaufsichtigen, betreuen, erziehen oder ausbilden 

oder vergleichbare Kontakte haben, regelmäßig Schulungen zu Fragen der Prävention gegen 

sexualisierte Gewalt und stellt den Mitarbeiter hierfür unter Fortzahlung des Entgelts frei.  

(7b) Der Mitarbeiter ist grundsätzlich verpflichtet, an den Schulungen in regelmäßigen Abständen 

teilzunehmen. Eine Befreiung von der Teilnahmeverpflichtung ist in begründeten Einzelfällen mit 

dem zuständigen Ansprechpartner für Prävention abzustimmen.  

(7c) Der Dienstgeber trägt die Kosten für die Schulung. 

(7d) § 29 Absatz 1 Nr. 5 und Nr. 6 MAVO sind zu beachten.“ 

II. 

In die DVO wird nach § 3a folgende Regelung als § 3b neu eingefügt: 

 

„§ 3b 

Umgang mit sexuellem Missbrauch 

 

(1) Alle Mitarbeiter haben unverzüglich die zuständige Person der Leitungsebene der Einrichtung, bei 

der sie beschäftigt sind, oder die beauftragten Ansprechpersonen über einen durch Tatsachen 
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begründeten Verdacht im Sinne der Nr. 2 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 

Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 

Beschäftigte im kirchlichen Dienst (im Folgenden: Ordnung für den Umgang mit sexuellem 

Missbrauch) in der jeweils geltenden Fassung, der ihnen im dienstlichen Kontext zur Kenntnis 

gelangt ist, zu informieren. Dasselbe gilt, wenn sie über die Einleitung oder das Ergebnis eines 

laufenden Ermittlungsverfahrens oder über eine erfolgte Verurteilung im dienstlichen Kontext 

Kenntnis erlangen. 

Etwaige staatliche oder kirchliche Verschwiegenheitspflichten oder Mitteilungspflichten gegenüber 

kirchlichen oder staatlichen Stellen (z.B. (Landes-)Jugendamt, Schulaufsicht) sowie gegenüber 

Dienstvorgesetzten bleiben hiervon unberührt.  

(2) Wird ein Mitarbeiter einer Tat nach Nr. 2 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 

in der jeweils geltenden Fassung beschuldigt, kann er im Falle einer Anhörung durch den 

Dienstgeber nach Nr. 26 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch eine Person 

seines Vertrauens, auf Wunsch auch einen Rechtsanwalt, hinzuziehen. Hierauf ist der Mitarbeiter 

vor der Anhörung hinzuweisen.  

Stellt sich im Anhörungsverfahren heraus, dass die Beschuldigung offensichtlich unbegründet ist, 

hat der Dienstgeber die dem Beschuldigten im Rahmen des Anhörungsverfahrens entstandenen 

notwendigen Kosten zu tragen. Ergibt sich aus dem Anhörungsverfahren, dass sich eine 

Beschuldigung nicht aufrechterhalten lässt – ohne Feststellung der offensichtlichen 

Unbegründetheit –, hat der Dienstgeber zu prüfen, ob er die dem Mitarbeiter im Rahmen des 

Anhörungsverfahrens entstandenen notwendigen Kosten übernimmt. 

(3) Die Anhörung des Mitarbeiters zur Beschuldigung einer Tat nach Nr. 2 der Ordnung für den 

Umgang mit sexuellem Missbrauch in der jeweils geltenden Fassung ist zu protokollieren. 

Der Mitarbeiter hat das Recht, das Protokoll einzusehen und gegenzuzeichnen. 

Er hat auch das Recht, eine Gegendarstellung abzugeben, die dem Protokoll beizufügen ist. Der 

Mitarbeiter erhält eine Kopie des vom Protokollführer unterzeichneten Protokolls. 
 

(4) Auch dem beschuldigten Mitarbeiter gegenüber besteht die Pflicht zur Fürsorge. Er steht – 

unbeschadet erforderlicher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum Erweis des Gegenteils unter der 

Unschuldsvermutung. 
 

(5) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an 

Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vor, ist der Dienstgeber 

berechtigt, den Mitarbeiter nach erfolgter Anhörung vorübergehend unter Fortzahlung seines 

Entgelts vom Dienst freizustellen, bis der Sachverhalt aufgeklärt ist. 
 

(6a) Der Dienstgeber ist für den Fall, dass sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht als unbegründet 

erweist, im Einvernehmen mit dem Mitarbeiter verpflichtet, auf eine vollständige Rehabilitation 

hinzuwirken und alles zu tun, was den fälschlich beschuldigten Mitarbeiter rehabilitiert und schützt. 

(6b) Stellt sich nach gründlicher Prüfung eine Beschuldigung oder ein Verdacht als unbegründet heraus, 

ist dies vom Dienstgeber in der Personalakte schriftlich festzuhalten. Dazu gehören 

– eine kurze Sachverhaltsschilderung 

– das Ergebnis der Untersuchung  
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– die wesentlichen Punkte, auf welche sich die Unbegründetheit stützt. 

Diese Unterlagen sind mit besonderer Sicherung zu verwahren; die besonderen Zugriffsrechte sind 

vom Dienstgeber festzulegen. Im Rahmen dieser Festlegung hat der Dienstgeber sicherzustellen, 

dass die Zugriffsrechte auf Personen beschränkt sind, die zur Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben 

nach dem KDG berechtigt sind, die personenbezogenen Daten zu erheben und ggf. zu verarbeiten.  

(7) Auf Antrag des Mitarbeiters sind im Fall der Unbegründetheit der Beschuldigung Unterlagen, die 

im Zusammenhang mit der Beschuldigung oder dem Verdacht stehen, im Rahmen der 

bestehenden gesetzlichen Regelungen aus der Personalakte zu entfernen und zu vernichten.“ 

III. Inkrafttreten 

 Die vorstehenden Änderungen der DVO treten zum 1. Dezember 2021 in Kraft. 

 

Beschluss 5/2021 
 

Änderung der DVO 
 

In § 7 Absatz 9 Satz 2 DVO wird der Inhalt der Fußnote 12 ab sofort ersatzlos gestrichen. 
 

Die vorgenannten Beschlüsse werden hiermit für das Bistum Görlitz in Kraft gesetzt. 
 

Görlitz, den 8. Dezember 2021 

Az. 538/2021 
 

L.S. 

gez. + Wolfgang Ipolt 

    Bischof 

gez. Joachim Baensch 

        Kanzler 

 

Nr. 100 „Damit sie das Leben haben“ - Aufruf zur Kollekte für Afrika 

(Afrikatag 2022) 

 

Am 2. Januar 2022 findet in unserer Diözese die Kollekte für Afrika statt. Die weltweite Kollekte ist 

traditionell mit dem Fest der „Erscheinung des Herrn" verbunden.  

In diesem Jahr stehen drei Ordensfrauen im Mittelpunkt der Aktion:  Sr. Angélique Namaika (DR 

Kongo), Sr. Stan Mumuni (Ghana) und Sr. Marie Catherine Kingbo (Niger). So unterschiedlich die 

Frauen auch sind – eines ist ihnen gemeinsam: Sie alle brechen aus ihren vertrauten Bahnen aus 

und wagen etwas Neues – weil sie spüren, dass sie etwas tun sollen, zu dem kein anderer berufen 

ist. Sie gründen neue Orden, um ihrer Mission folgen zu können. Sie sind Hoffnungsträgerinnen 

und stehen stellvertretend für die vielen Schwestern in der Kirche, die mit Mut und Kreativität an 

der Seite der Menschen leben. 

Mit der Kollekte am Afrikatag setzen wir ein Zeichen der Solidarität mit den Frauen, die dem Vorbild 

der Ordensschwestern folgen. Menschen auszubilden, die sich ihr Leben lang in den Dienst ihrer 

Mitmenschen stellen, ist eine der wirksamsten Formen der Hilfe. Schwesterngemeinschaften, die 
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über keine internationalen Beziehungen verfügen, fällt es jedoch oft schwer, die Ausbildung ihres 

Nachwuchses zu finanzieren. Die Zuwendungen aus der Sammlung am Afrikatag helfen ihnen 

dabei. Die Kollekte trägt so nachhaltig zur Förderung einer ganzheitlichen Entwicklung bei. 

Alle Pfarrämter erhalten Anfang Dezember von missio Materialien, die sie bei der Umsetzung der 

Afrikakollekte unterstützen: Aktionsplakat, Spendentüten zum Auslegen oder als Beilage für den 

Pfarrbrief, Bausteine zur Gottesdienstgestaltung mit Predigtvorschlag und weiterführenden 

Informationen. Gebetskarten können kostenfrei in der benötigten Anzahl bei missio bestellt 

werden. 

Wir danken Ihnen für Ihren Aufruf zur Kollekte am Afrikatag. 
 

Informationen und Kontakt 

Weitere Informationen und alle Materialien finden Sie auf www.missio-hilft.de/afrikatag 

Gerne können Sie alle Materialien zum Afrikatag direkt bei missio bestellen: Tel: 0241-7507-350, 

Fax: 0241-7507-336 oder bestellungen@missio-hilft.de  

 

Nr. 101 „Bei mir bist du groß!“ – Gabe der Erstkommunionkinder 2022 

 

„Bei mir bist du groß!“ – unter dieses Leitwort stellt das Bonifatiuswerk in diesem Jahr seine 

Erstkommunionaktion und bittet um die Gabe der Erstkommunionkinder. Inhaltlich geht es bei der 

Erstkommunionaktion 2022 um die bekannte Begegnung des Zollpächters Zachäus mit Jesus in 

Jericho, von der im Lukasevangelium berichtet wird.  

Das Bonifatiuswerk fördert, was zur Bildung christlicher Gemeinschaft und zur Vermittlung der 

christlichen Botschaft an die an nachfolgende Generationen in extremer Diaspora notwendig ist, u. 

a.:  
 

 katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen und Wohngruppen, 

 religiöse Elementarerziehung in den katholischen Kindergärten in den neuen Bundesländern, 

 Sakramentenkatechese, sowie andere religiöse und diakonische Bildungsmaßnahmen, 

 Religiöse Kinderwochen (RKW), 

 Katholische Jugend(verbands)arbeit, 

 internationale religiöse Jugendbegegnungen, 

 kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, Gewalt und Missbrauch, 

 ambulante Kinderhospizdienste, 

 katholische Schulseelsorge und Studierendenseelsorge. 
 

Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der Förderung der Kinder- und Jugendpastoral in 

der Diaspora mit der Festlegung der Erstkommuniongabe für dieses Anliegen immer wieder 

deutlich unterstrichen. Deshalb bitten wir die in der Pastoral Tätigen, sowie alle ehrenamtlichen 

und hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Erstkommunionvorbereitung, durch 

ihre aktive Unterstützung diese zentrale Arbeit auch im Jahr 2022 mitzutragen. Als Hilfswerk für 

den Glauben ist es unser Anspruch, unsere Projektpartner solidarisch und in zuverlässiger 

Kontinuität zu begleiten. Um helfen zu können, sind wir auf unsere Spenderinnen und Spender 

angewiesen. Aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe des Bonifatiuswerkes werden Projekte in 

Deutschland, Nordeuropa und dem Baltikum gefördert. Diese Förderung ist unter anderem nur 

dank der großzügigen Gabe der Erstkommunionkinder möglich. Durch die Corona-Pandemie sind 

http://www.missio-hilft.de/afrikatag
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diese Spenden stark eingebrochen. Umso mehr bittet das Bonifatiuswerk auch in diesen 

schwierigen Zeiten um eine verlässliche Hilfe.  
 

Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Begleitheft mit Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps 

zur Erstkommunionaktion veröffentlicht. Neben Beiträgen renommierter Religionspädagogen und 

Theologen zum Thema enthält der Erstkommunion-Begleiter auch Informationen zur Arbeit der 

Diaspora-Kinder- und Jugendhilfe sowie die Vorstellung des Beispielprojektes 2022. Dazu ist auf 

der Homepage des Bonifatiuswerkes auch ein Projektfilm zu finden, der in der 

Erstkommunionvorbereitung eingesetzt werden kann. Aktuelles zur Vorbereitung liefert viermal im 

Jahr auch der Erstkommunion-Newsletter, der kostenfrei auf www.bonifatiuswerk.de/newsletter 

abonniert werden kann.  

 

Der Versand des Erstkommunion-Paketes (Erstkommunionposter, Begleithefte, Spendentüten, 

Briefe an die Kommunionkinder usw.) erfolgt automatisch bis spätestens Februar 2022. Bereits im 

August 2021 wurden die Begleithefte zum Thema „Bei mir bist du groß!“ verschickt.  
 

Bitte überweisen Sie die Erstkommuniongabe auf das im Kollektenplan angegebene Konto mit dem 

Vermerk „Gabe der Erstkommunionkinder“. Vielen Dank! 
 

Thema und Materialien zur Erstkommunionaktion 2023 können zudem wieder bereits ab Frühjahr 

2022 unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen werden.  
 

Sollten Ihnen die o.g. Unterlagen nicht zugegangen sein, wenden Sie sich bitte jederzeit und 

gerne an: Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V. 

Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe 

Kamp 22, 33098 Paderborn 

Telefon: (05251) 29 96-94 

Telefax:  (05251) 29 96-88 

E-Mail:    bestellungen@bonifatiuswerk.de  

Internet: www.bonifatiuswerk.de 

 

Nr. 102 „Viele Gaben. Ein Geist“ – Gabe der Neugefirmten 2022  

 

Das Leitwort der diesjährigen Firmaktion des Bonifatiuswerkes lautet: „Viele Gaben. Ein Geist.“ Es 

greift damit auf, was bereits die ersten Christinnen und Christen erfahren durften: Der eine Geist 

Gottes schenkt eine Vielfalt der Gaben, die es zum Aufbau der Gemeinde und der Gemeinschaft in 

der Nachfolge Jesu einzusetzen gilt. Mit der Firmaktion 2022 möchten wir Firmbewerberinnen und 

Firmbewerber sowie Katechetinnen und Katecheten dazu ermutigen, ihre große Fülle an Talenten 

und Gaben (neu) zu entdecken, zu entwickeln und im Geist des Evangeliums für andere Menschen 

in einer vielfältigen Gesellschaft einzusetzen. 

Auch in diesem Jahr bitten wir wieder um die Gabe der Neugefirmten. Die Kinder- und Jugendhilfe 

des Bonifatiuswerkes fördert, was zur Begegnung im Glauben und zur Vermittlung der christlichen 

Botschaft an nachfolgende Generationen in extremer Diaspora notwendig ist. Im Sinne einer 

subsidiären Hilfe unterstützen wir in den deutschen, nordeuropäischen und baltischen Diaspora-

Gemeinden u.a.:  

http://www.bonifatiuswerk.de/
http://www.bonifatiuswerk.de/
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 katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen und Wohngruppen, 

 religiöse Elementarerziehung in den katholischen Kindergärten in den neuen Bundesländern, 

 Sakramentenkatechese, sowie andere religiöse und diakonische Bildungsmaßnahmen, 

 Religiöse Kinderwochen (RKW), 

 Katholische Jugend(verbands)arbeit, 

 internationale religiöse Jugendbegegnungen, 

 kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, Gewalt und Missbrauch, 

 ambulante Kinderhospizdienste, 

 katholische Schulseelsorge und Studierendenseelsorge. 
 

Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der Förderung der Kinder- und Jugendpastoral in 

der Diaspora mit der Festlegung der Firmgabe für dieses Anliegen immer wieder deutlich 

unterstrichen. Deshalb bitten wir die in der Pastoral Tätigen, sowie alle ehrenamtlichen und 

hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Firmvorbereitung, durch ihre aktive 

Unterstützung diese zentrale Arbeit auch im Jahr 2022 mitzutragen. Als Hilfswerk für den Glauben 

ist es unser Anspruch, unsere Projektpartner solidarisch und in zuverlässiger Kontinuität zu 

begleiten. Um helfen zu können, sind wir auf unsere Spenderinnen und Spender angewiesen. Aus 

Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe des Bonifatiuswerkes werden Projekte in Deutschland, 

Nordeuropa und dem Baltikum gefördert. Diese Förderung ist unter anderem nur dank der 

großzügigen Gabe der Neugefirmten möglich. Durch die Corona-Pandemie sind diese Spenden 

stark eingebrochen. Umso mehr bittet das Bonifatiuswerk auch in diesen schwierigen Zeiten um 

eine verlässliche Hilfe.  
 

Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Firmbegleitheft mit Anregungen, Projektbeschreibungen und 

Tipps zur Firmaktion „Viele Gaben. Ein Geist.“ veröffentlicht. Der Firmbegleiter 2022 enthält 

zudem Informationen zur Arbeit der Diaspora-Kinder- und Jugendhilfe sowie die Vorstellung des 

Beispielprojektes 2022. Dazu ist auf der Homepage des Bonifatiuswerkes auch ein Projektfilm zu 

finden, der in der Firmvorbereitung eingesetzt werden kann.   

Der Versand des Firm-Paketes (Firmposter, Begleithefte, Spendentüten, Briefe an die Gefirmten 

und Meditationsbilder) erfolgt automatisch rechtzeitig zu dem im Firmplan bekanntgegebenen 

Termin. Materialhefte zur Aktion 2022 wurden Ihnen bereits im August 2021 zugestellt. 
 

Thema und Materialien zur Erstkommunion- und Firmaktion 2023 können zudem bereits ab 

Frühjahr 2022 unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen werden.  
 

Bitte überweisen Sie die Firmgabe auf das im Kollektenplan angegebene Konto mit dem Vermerk 

„Gabe der Gefirmten“. Vielen Dank! 
 

Sollten Ihnen die o.g. Unterlagen nicht zugegangen sein, wenden Sie sich bitte jederzeit und 

gerne an: Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e.V. (siehe oben) 

 

 

 

http://www.bonifatiuswerk.de/
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Nr. 103 Personalie Priester  

 

Mit Dekret vom 7. Dezember 2021 beauftragte Bischof Ipolt Herrn Pfarrer Marko Dutzschke 

unbeschadet seines Amtes als Pfarrer der Pfarrei Heilige Familie Lübbenau zum 1. Januar 2022 mit 

der Erteilung des lebenskundlichen Unterrichts im Fach Berufsethik an der Hochschule der 

Sächsischen Polizei (FH) Rothenburg. 
 

Bezüglich der Lehrinhalt und Organisation des Unterrichts ist Pfarrer Dutzschke dem Rektor der 

Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) zugeordnet. 

 

Nr. 104 Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung (Ein-Euro-

Jobber) 

 

Für die Meldung zur Unfallversicherung bei den Berufsgenossenschaften für das Jahr 2021 werden 

alle Kirchengemeinden gebeten, der Zentralen Gehaltsabrechnungsstelle des Bischöflichen 

Ordinariates 
 

1. Name 

2. Einsatzort mit Einrichtung 

3. Beginn und Ende des Einsatzes 
 

der Ein-Euro-Jobber spätestens bis zum 15. Januar 2022 mitzuteilen. 

 

Nr. 105 Bistumsetat 2022 

     

  Ansatz 2022 Ergebnis 2020  

Einzelplan 0 Bistumsleitung    

 Personalkosten         1.784.630 €        1.543.881 €   

 Sachkosten            840.500 €           479.319 €   

 Investitionskosten             56.400 €              1.288 €   

 Ausgaben         2.681.530 €        2.024.488 €   

 Einnahmen            118.550 €           109.846 €   

 Zuschussbedarf         2.562.980 €        1.914.642 €   

     

Einzelplan 1 Allgemeine Seelsorge   

 Personalkosten         2.245.770 €        2.789.967 €   

 Sachkosten         1.194.380 €        1.093.999 €   

 Investitionskosten            632.380 €        1.381.126 €   

 Ausgaben         4.072.530 €        5.265.092 €   

 Einnahmen             63.100 €        1.572.308 €   

 Zuschussbedarf         4.009.430 €        3.692.784 €   

     

Einzelplan 2 Besondere Seelsorge   

 Personalkosten            523.610 €           446.557 €   

 Sachkosten            165.535 €           117.235 €   

 Investitionskosten                   -   €   

 Ausgaben            689.145 €           563.792 €   

 Einnahmen            223.830 €           205.555 €   

 Zuschussbedarf            465.315 €           358.237 €   
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  Ansatz 2022 Ergebnis 2020  

Einzelplan 3 Bildung-Kunst    

 Personalkosten         1.082.900 €           958.678 €   

 Sachkosten            612.550 €           163.198 €   

 Investitionskosten            215.000 €            70.800 €   

 Ausgaben         1.910.450 €        1.192.676 €   

 Einnahmen         1.190.600 €           509.757 €   

 Zuschussbedarf            719.850 €           682.919 €   

     

Einzelplan 4 Soziale Dienste    

 Personalkosten             45.000 €        4.874.449 €   

 Sachkosten         1.047.425 €        1.066.025 €   

 Investitionskosten            138.350 €            41.500 €   

 Ausgaben         1.230.775 €        5.981.974 €   

 Einnahmen             97.000 €        5.034.635 €   

 Zuschussbedarf         1.133.775 €           947.339 €   

     

Einzelplan 5 Gesamtkirchliche Aufgaben   

 Personalkosten             12.200 €              8.736 €   

 Sachkosten            558.500 €           425.022 €   

 Investitionskosten                   -   €   

 Ausgaben            570.700 €           433.758 €   

 Einnahmen            189.000 €           136.638 €   

 Zuschussbedarf            381.700 €           297.120 €   

     

Einzelplan 6 Finanzen und Versorgung   

 Personalkosten            770.050 €           840.149 €   

 Sachkosten            480.720 €           184.259 €   

 Investitionskosten                   -   €   

 Ausgaben         1.250.770 €        1.024.407 €   

 Einnahmen         6.701.330 €        4.747.142 €   

 Zuschussbedarf -       5.450.560 €  -     3.722.735 €   

     

Einzelplan 7 Kirchensteuer    

 Personalkosten                    -   €                   -   €   

 Sachkosten                   -   €   

 Investitionskosten                    -   €                   -   €   

 Ausgaben                    -   €                   -   €   

 Einnahmen         4.840.000 €        5.154.564 €   

 Zuschussbedarf -       4.840.000 €  -     5.154.564 €   

     

Einzelplan 8 Versicherungen    

 Personalkosten                    -   €                   -   €   

 Sachkosten             70.000 €            61.071 €   

 Investitionskosten                    -   €                   -   €   

 Ausgaben             70.000 €            61.071 €   

 Einnahmen             12.000 €            10.336 €   

 Zuschussbedarf             58.000 €            50.735 €   

     

Einzelplan 50 Sanierung Kathedrale   

 Personalkosten                    -   €    

 Sachkosten    

 Investitionskosten        1.500.000 €   

 Ausgaben                    -   €        1.500.000 €   

 Einnahmen        1.539.112 €   

 Zuschussbedarf                    -   €  -         39.112 €   
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  Ansatz 2022 Ergebnis 2020  

Einzelplan 80 Sonstiges    

 Personalkosten         1.520.000 €           349.071 €   

 Sachkosten            830.000 €           832.127 €   

 Investitionskosten                    -   €                   -   €   

 Ausgaben         2.350.000 €        1.181.198 €   

 Einnahmen    

 Zuschussbedarf         2.350.000 €        1.181.198 €   

     

Gesamthaushalt Personalkosten         7.984.160 €      11.811.487 €   

 Sachkosten         5.799.610 €        4.422.255 €   

 Investitionskosten         1.042.130 €        2.994.714 €   

 Ausgaben       14.825.900 €      19.228.456 €   

 Einnahmen       13.435.410 €      19.019.895 €   

 Zuschussbedarf         1.390.490 €           208.562 €   

     

     

Der Haushaltsplan wurde in der gemeinsamen Sitzung des Diözesanvermögens- 

verwaltungsrates und des Kirchensteuerrates am 13.11.2021 verabschiedet  

und durch Herrn Bischof Ipolt am 19.11.2021 in Kraft gesetzt.  

     

 

Nr. 106 Änderung zur Einsendung von Mitteilungen an die Zentrale 

Meldestelle 

Für Taufen, Erwachsenentaufen, Trauungen sowie Konversionen und Rekonziliationen ab 

01.01.2022 müssen die Mitteilungen an die Zentrale Meldestelle in der Regel nicht mehr 

ausgedruckt und an das Bischöfliche Ordinariat gesendet werden.  

Die Zusendung dieser Formulare muss nur noch erfolgen, wenn die getaufte, konvertierte, 

wiederaufgenommene Person bzw. einer der beiden Eheleute ihren Hauptwohnsitz nicht im 

Bistum Görlitz haben.  

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an die Zentrale Meldestelle im Bischöflichen Ordinariat, 

Görlitz, Frau Willich, Tel.: 03581/47 82 28.  

 

Nr. 107 Sprechtage der LIGA 2022 

 

Für die Gemeinden des Bistums liegt eine Übersicht mit den Sprechtagen der LIGA 2022 bei.  

 

Nr. 108 Gesundheitswoche für Priester 2022 

 

Das Kneipp-Kurhaus St. Josef in Bad Wörishofen (Kneippianum oder Sebastianeum) bietet in 

Zusammenarbeit mit der LIGA-Krankenversicherung für Priester eine Gesundheitswoche 2022 zur 

Stabilisierung der Gesundheit an. Zwei Informationsblätter für die Priester des Bistums liegen 

diesem Amtsblatt bei. 
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Nr. 109 Priesterexerzitien 2022 im Gästehaus St. Georg, Weltenburg 

 

27. Februar – 4. März 2022 (Beginn: 17.30 Uhr; Ende: ca. 9.00 Uhr) 

„Du hast mein Klagen in Tanzen verwandelt.“ Psalm 30,12 

Biblische Exerzitien mit den Psalmen 

Schweigeexerzitien für Priester und Diakone 

Ltg.: Prof. Dr. Franz Sedlmeier, Augsburg 
 

07. – 11. März 2022 (Beginn: 17.30 Uhr; Ende: ca. 9.00 Uhr) 

Was wir glauben – das Credo der Kirche 

Schweigeexerzitien für Priester und Diakone 

Ltr.: Prof. Dr. Ludwig Mödl, München  
 

10. – 14. Oktober 2022  (Beginn: 17.30 Uhr; Ende: ca. 9.00 Uhr) 

Das Leben des Priesters heute 

Schweigeexerzitien für Priester und Diakone 

Ltr.: Prof. Dr. Ludwig Mödl, München  
 

14. – 19. November 2022 (Beginn: 17.30 Uhr; Ende: ca. 9.00 Uhr) 

Leben als Jünge und Zeuge Jesu Christi – Herausforderung und Gnade 

Schweigeexerzitien für Priester und Diakone 

Ltr.: Dr. Wilfried Hagemann, Münster 
 

04. – 09. Dezember 2022 (Beginn: 17.30 Uhr; Ende: ca. 9.00 Uhr) 

„An mir findest du reiche Frucht.“ (Hos 14,9)  

Biblische Exerzitien mit dem Buch Hosea 

Schweigeexerzitien für Priester und Diakone 

Ltg.: Prof. Dr. Franz Sedlmeier, Augsburg 
 

Kontakt und Buchung 

Tel: 09441/6757-500 

E-Mail: gaestehaus@kloster-weltenburg.de 

Internet: gaestehaus.kloster-weltenburg.de 

 
 

 

gez. Dr. Alfred Hoffmann 

            Generalvikar  
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